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Zusammenfassung 

Die Krise zwischen Georgien und Russland im September und Oktober 2006 hat zwei 
Dinge für Europa offenkundig gemacht: Erstens könnte die Europäische Union (EU) sich 
rascher mit Krieg in ihrer neuen Nachbarschaft konfrontiert sehen als sie sich vorstellen 
konnte. Zweitens gibt es nun ein „Gelegenheitsfenster“ für Brüssel, sich in der Region neu 
zu positionieren und seine Rolle zu stärken, um den eigenen Interessen Rechnung zu tra-
gen. 

Dieses „Gelegenheitsfenster“ hat sich für die EU geöffnet, da der georgische Präsident 
Michail Saakaschwili sich nun Europa zuwendet. Bislang hatte er den Eindruck vermittelt, 
Europa sei seinem Land nicht so wichtig wie die große Schutzmacht USA. Doch um die 
Solidarität des „Westens“ für sich zu gewinnen, hat er eine Strategie angewandt, den Kon-
flikt mit Moskau zu schüren, um übertriebene Reaktionen zu provozieren. Diese spiegelte 
sich in der öffentlich zur Schau gestellten Verhaftung von vier russischen Militäroffizieren 
wegen Spionagevorwürfen wider. Russlands unmittelbare Reaktion war harsch. Es ver-
hängte die härtesten Boykottmaßnahmen seit der Berlin-Blockade von 1948 gegen Tiflis. 
Aber obwohl die internationale Gemeinschaft sich erstaunt über Moskaus Maßnahmen 
zeigte, hat sich Saakaschwili verkalkuliert. Vielmehr hat die georgische Regierung die Lek-
tion lernen müssen, dass es für Washington wichtigere Fragen gibt. Am 13. Oktober 
schlossen die USA einen Handel mit Russland, indem sie eine von Moskau eingebrachte 
Resolution „gegen“ Tiflis im Austausch für eine von Washington eingebrachte Nordko-
rea-Resolution den Sicherheitsrat der Vereinten Nationen passieren ließen. Des Weiteren 
hat die NATO Georgien nach wie vor keinen Aktionsplan für den Beitritt angeboten – ein 
Angebot, das Tiflis sich mit Unterstützung der USA vom NATO-Gipfel in Riga (Lettland) 
Ende November 2006 erhofft hatte. 

Die jüngste Krise zwischen Georgien und Russland ist eng mit Georgiens „eingefrore-
nen“ Konflikten mit den von Moskau unterstützten Sezessionsgebieten Südossetien und 
Abchasien verbunden. Südossetien strebt eine Integration in die Russische Föderation 
und Abchasien assoziierte Beziehungen zu Moskau an. Daher findet sich Brüssel nun an 
einem Punkt, an dem es sich entscheiden muss, welche Rolle es in Georgien insbesondere 
mit Blick auf Konfliktbearbeitung spielen sollte, um seinen Interessen gerecht zu werden. 
Obwohl die von den Vereinten Nationen (VN) und der Organisation für Sicherheit und 
Zusammenarbeit in Europa (OSZE) geführten Verhandlungsmechanismen bislang hin-
sichtlich einer finalen Konfliktlösung gescheitert sind und ihre Engagements die Zunahme 
der Spannungen mit den abtrünnigen Regionen nicht abwenden konnten, argumentiert 
dieser Report nicht für eine stärkere Rolle der EU als „ehrlicher Maklerin“ in der Kon-
fliktbearbeitung. Vielmehr wird der Standpunkt vertreten, dass es wegen der „eingefrore-
nen“ Natur der Sezessionskonflikte nicht im Interesse Brüssels ist, direkt an den Verhand-
lungsprozessen beteiligt zu sein. Es gibt keine Möglichkeit, die Konflikte auf kurze Sicht 
konstruktiv zu „entfrieren“ und somit auch keinen spezifischen Mehrwert einer direkten 
Mitwirkung der EU. Auf lange Sicht jedoch stellt Vertrauensbildung die sinnvollste direk-
te Strategie der Konfliktbearbeitung dar – eine Aufgabe, der sich die VN und die OSZE 

 



 

bereits widmen. Die EU verfügt über die finanziellen Mittel, diese Anstrengungen zu un-
terstützen – etwas, das Brüssel jüngst in zunehmendem Maße getan hat. 

Der Report schlägt vor, dass die EU bei den Instrumenten bleibt, die ihr bereits zur 
Verfügung stehen, und diese kohärenter zur Anwendung bringt statt neue zu entwickeln. 
2003 ernannte die EU einen Sondergesandten für den Südkaukasus und stärkte 2006 sein 
Mandat, nachdem der erste Amtsinhaber seine Position für eine relativ aktive Rolle in den 
Konflikten genutzt hatte. Ungeachtet des Umstandes, dass eine weitere Erhöhung der 
Sichtbarkeit und Präsenz des EU-Sondergesandten in Georgien mit Blick auf die abtrün-
nigen Regionen wünschenswert wäre, stellen die Konflikte aufgrund ihrer „eingefrorenen“ 
Natur keine sinnvollen Ansatzpunkte dar, Georgiens „Teufelskreis“ fragiler Staatlichkeit 
zu durchbrechen. Die Fragilität des georgischen Staates bezieht sich nicht nur auf die Se-
zessionskonflikte, sondern auch auf schwache und ineffiziente Institutionen, einen Man-
gel an Rechtsstaatlichkeit sowie Korruption. Tatsächlich wäre es für die EU sinnvoller, den 
georgischen Staat durch Unterstützung beim Aufbau von Institutionen und ihrer Leis-
tungsfähigkeit (institution- und capacity-building) und der Förderung von verantwor-
tungsvoller Regierungsführung (good governance) und Rechtsstaatlichkeit zu stärken. Dies 
würde Georgien helfen, attraktiver für Südossetien und Abchasien zu werden als eine In-
tegration in die Russische Föderation. Die Förderung von good governance ist nicht nur 
etwas, in dem die EU mit Blick auf ihre Erweiterungspolitik sehr erfahren ist, sondern 
stellt auch einen Aspekt dar, auf den die Europäische Nachbarschaftspolitik (ENP) einen 
Akzent gesetzt hat. Georgiens individueller ENP-Aktionsplan ist jüngst auf der Sitzung 
des EU-Georgien-Kooperationsrates am 14. November formal angenommen worden. Da 
governance auch einen Fokus der bevorstehenden deutschen EU-Ratspräsidentschaft in 
der ersten Jahreshälfte 2007 bilden wird, könnte Berlin bei diesem Ansatz impulsgebend 
sein. 
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1. Einleitung: Europas Neue Nachbarschaft 
an der Schwelle zum Krieg1 

In Europas neuer Nachbarschaft eskalierte der zwischen Georgien und Russland perio-
disch wiederkehrende „Krieg der Worte“ im September and Oktober 2006 bis an die 
Schwelle zur militärischen Konfrontation. Die Ereignisse spitzten sich zu, während 
Deutschland sich auf seinen Doppelvorsitz der G8 und des Rates der Europäischen Union 
(EU) im Jahr 2007 vorbereitete und während sich die Beratungen mit Tiflis zum individu-
ellen Aktionsplan im Zusammenhang mit der Europäischen Nachbarschaftspolitik (ENP) 
gerade im Abschluss befanden.2 Erst nach der Verabschiedung der Europäischen Sicher-
heitsstrategie im Dezember 2003 waren die drei Länder des Südkaukasus für die ENP 
empfohlen und in diese aufgenommen worden. Durch einen die EU umgebenden Ring 
verantwortungsvoll regierter Staaten zielt die ENP auf die Vermeidung von etwas ab, mit 
dem sich die EU nun fast konfrontiert (gesehen hat) sah – Instabilität an ihren Grenzen.3

Die jüngste Krise wurde durch die Verhaftung von vier russischen Militäroffizieren 
wegen Spionagevorwürfen am 27. September in Georgien ausgelöst. Statt diese Offiziere 
an ihr Heimatland zu übergeben, stellte der georgische Präsident Michail Saakaschwili 
diesen Vorfall öffentlich zur Schau und benutzte ihn dazu, Russland zu einer starken Re-
aktion zu provozieren, um so „westliche“ Unterstützung zu gewinnen. Tatsächlich drohte 
Duma-Präsident Boris Gryslow militärische Maßnahmen mit der Begründung an, das 
Vorgehen der georgischen Führung sei als Akt von Staatsterrorismus aufzufassen, weshalb 
alle von der russischen Gesetzgebung zur Verfügung gestellten Mittel im Kampf gegen den 
Terrorismus auch gegen Georgien einsetzbar wären.4 Die in Georgien noch stationierten 
russischen Truppen wurden in Alarmbereitschaft versetzt. Zwar wurden die der Spionage 
Beschuldigten nach Vermittlungsgesprächen des amtierenden Vorsitzenden der Organisa-
tion für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (OSZE), Karel De Gucht, mit Saa-
kaschwili am 2. Oktober freigelassen und an die OSZE übergeben. Dennoch verhängte 

 
 
1 Dieser Report stellt die zweite Publikation im Rahmen des an der HSFK durchgeführten Forschungspro-

jekts zu externer Demokratieförderung durch internationale Organisationen dar. Die Autorin dankt ih-
ren Interviewpartnerinnen und -partnern bei der Europäischen Union in Brüssel für hilfreiche Informa-
tionen, den Mitgliedern der HSFK-Forschungsgruppe „Internationale Organisation, Demokratischer 
Friede und die Herrschaft des Rechts“ sowie Susanne Fischer, Hans-Joachim Schmidt, Tabea Seidler und 
Heidrun Zinecker für wertvolle Kommentare, und der Friedrich-Ebert-Stiftung für finanzielle Unter-
stützung. 

2 Die Besucherdelegation der EU-Troika und der Georgische Außenminister Gela Beschuaschwili unter-
zeichneten am 2. Oktober eine gemeinsame Erklärung zu dem vereinbarten Text der EU-Georgien Akti-
onsplans innerhalb der ENP. Der Aktionsplan ist am 14. November auf der Sitzung des EU-Georgien 
Kooperationsrates am 14. November in Brüssel formal angenommen worden. Zur ENP siehe unten, Sei-
te 29. 

3 Vgl. Rat der Europäischen Union, Ein sicheres Europa in einer besseren Welt – Europäische Sicherheits-
strategie, Brüssel, 12. Dezember 2003, S. 8 und European Commission, European Neighbourhood Policy 
– Strategy Paper, Brüssel, 12. Mai 2004, S. 5. 

4 Seit Juli 2006 hat Russland gemäß seiner Verfassung das Recht, im Falle von Bedrohung, im Ausland 
militärische Mittel zur Abwehr „internationaler terroristischer Aktivitäten“ einzusetzen. 
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Russland – nach dem Abzug seines Botschafters in Georgien – Sanktionen, welche die 
härtesten Boykottmaßnahmen seit der Berlin-Blockade von 1948 darstellen. Diese kamen 
zu einem bereits seit Januar 2006 bestehenden Importverbot von georgischem Wein und 
Mineralwasser hinzu und beinhalten die Aufhebung aller Luft-, Schienen-, Straßen- und 
Wasserverkehrsverbindungen sowie der postalischen Kommunikation zwischen den bei-
den Nachbarstaaten. Des Weiteren sind Hunderte in Russland lebender Georgier wegen 
angeblicher Visumsverstöße gewaltsam nach Tiflis zurückgeführt worden. Diese Auswei-
sungen waren von der Schließung zahlreicher georgischer Geschäfte in Russland begleitet. 
Die verarmte Bevölkerung Georgiens ist nicht nur von dem Geld abhängig, dass etwa eine 
Million in Russland arbeitende Georgier in ihr Heimatland schicken, sondern auch vom 
Import russischen Erdgases. Folgerichtig hat die Duma Gesetzesänderungen eingebracht, 
die den Stop von Geldtransfers in Notsituationen ermöglichen würden. Außerdem hat der 
russische Gasmonopolist Gazprom nach georgischen Aussagen die Erhöhung des Gasprei-
ses von derzeit 86,50 Euro auf 135 bis 200 Euro (pro 1.000 m³) für 2007 diskutiert. 

Die Beziehungen zwischen den beiden Nachbarn waren seit der Auflösung der Sowjet-
union und der anschließenden Unabhängigkeit Georgiens 1991 immer sensibel. Hinter-
grund für die wiederkehrenden Spannungen sind unter anderem Georgiens „eingefrorene 
Konflikte“5 mit den beiden de facto unabhängigen abtrünnigen Regionen Südossetien und 
Abchasien, die von Russland unterstützt werden.6 Russland ist in diesem Zusammenhang 
einer Strategie der „kontrollierten Instabilität“7 oder der „eingefrorenen Ungewissheit“8 
gefolgt und hat dadurch die Entwicklung der georgischen Souveränität und Staatlichkeit 
behindert. Die Sezessionskonflikte sind Teil des „Teufelskreises“ fragiler Staatlichkeit, in 
dem Georgien sich befindet. Einerseits wird der georgische Staat durch die Sezessionskon-
flikte geschwächt, d.h. dass Tiflis etwa 15 Prozent von Georgiens Territorium nicht unter 
seiner Kontrolle hat, was neben sicherheitsbezogenen auch wirtschaftliche Implikationen 
hat. Andererseits ermöglicht die Tatsache, dass der georgische Staat bereits durch das sow-
jetische Erbe und die Hinterlassenschaft des ehemaligen Präsidenten Eduard Schewardna-
dse (endemische Korruption, klientelistische Staatsstrukturen, ineffiziente politische Insti-
tutionen und ein Mangel an Rechtsstaatlichkeit) geschwächt ist, die Aufrechterhaltung der 
Schattenwirtschaft und des Schmuggels, die insbesondere in Südossetien florieren. Dies 
wiederum fördert die Interessen der Konfliktunternehmer den Status quo aufrecht zu 

 
 
5 Kalevi Holsti verwendet den Begriff der „eingefrorenen Konflikte“ bzw. der „frozen conflicts“, um das 

Ergebnis eines philosophischen Dilemmas zu beschreiben: „[...] man kann Gemeinschaften nicht zum 
Zusammenleben zwingen – insbesondere Gemeinschaften, die glauben, ihr physisches Überleben stehe 
auf dem Spiel – aber man kann sie auch nicht trennen. Der Konflikt wird nicht beigelegt, sondern viel-
mehr eingefroren. Dies ist nicht Konfliktlösung, sondern Konfliktbewahrung.“ Kalevi Holsti, The State, 
War, and the State of War. Cambridge (Cambridge University Press), 1996, S. 196 [Übersetzung P.J.]. 

6 Die Sezessionskonflikte, die den Hintergrund für die wiederkehrenden Spannungen zwischen Tiflis und 
Moskau bilden, werden in Kapitel 2, auf den Seiten 6 ff. detaillierter beschrieben. 

7 Martina Bielawski and Uwe Halbach, Der georgische Knoten – Die Südossetien-Krise im Kontext geor-
gisch-russischer Beziehungen, Berlin (SWP), 2004, S. 7. 

8 Oksana Antonenko, Frozen Uncertainty: Russia and the Conflict over Abkhazia, in: Bruno Coppieters 
and Robert Legvold (Hg.), Statehood and Security: Georgia after the Rose Revolution, Cambridge 
(American Academy of Arts and Sciences), 2005, S. 205-269. 
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erhalten.9 Aber seit der „Rosenrevolution“ vom November 2003, die eine stark „westlich“ 
orientierte Regierung unter Saakaschwili an die Macht brachte, hat sich die Atmosphäre 
zwischen Tiflis und Moskau kontinuierlich verschlechtert – abgesehen von einer kurzen 
Phase des Tauwetters 2004. Der wortgewaltige georgische Präsident hat jede Gelegenheit 
genutzt, den nördlichen Nachbarn zu provozieren, sei es durch die demonstrative Unter-
stützung der „Revolution in Orange“ in der Ukraine Ende 2004, sei es durch das öffentli-
che Erwägen, die Gemeinschaft Unabhängiger Staaten (GUS) zu verlassen. Allerdings 
wird Russlands Missfallen insbesondere durch Georgiens Streben nach einer NATO-
Mitgliedschaft10 hervorgerufen, bei dem Tiflis starke Unterstützung durch die USA erhal-
ten hat11. Dies ist Grund genug für den russischen Präsidenten Wladimir Putin, gegen 
Saakaschwilis „auswärtige Sponsoren“ zu polemisieren, die sich im „nahen Ausland“ des 
Hegemon einmischen, oder für den russischen Außenminister Sergej Lawrow, die USA 
und die NATO indirekt für die jüngste Krise verantwortlich zu machen. 

Die Verschlechterung der georgisch-russischen Beziehungen steht in engem Zusam-
menhang mit der wahrgenommenen Eskalation der Sicherheitsdilemmata in den Sezessi-
onskonflikten (siehe Kapitel 2, Seiten 6 ff.). Einerseits fühlen sich die Zentren der abtrün-
nigen Regionen, Zchinwali (Südossetien) und Suchumi (Abchasien), durch die rapide 
Aufrüstung von Tiflis bedroht, die in Verbindung mit harschen Tönen aus den Reihen der 
georgischen Regierung als die Schaffung besserer Ausgangsbedingungen für eine militäri-
sche Konfliktlösung interpretiert wird. Andererseits gerät die Erfüllung des von Saa-
kaschwili bei seiner Amtseinführung feierlich gemachten Versprechens der Wiederherstel-
lung der territorialen Integrität Georgiens mit zunehmender militärisch-politischer Zu-
sammenarbeit zwischen den de facto Staaten und einer schleichenden „Annektierung“12 
durch Russland in weite Ferne. Der Vorwurf der schleichenden Annektierung beruht auf 
einer wachsenden wirtschaftlichen Abhängigkeit der abtrünnigen Regionen vom großen 

 
 
9 Vgl. Pamela Jawad, Democratic Consolidation in Georgia after the „Rose Revolution“? Frankfurt (PRIF 

Reports Nr. 73), 2005, S. 36 f. 

10 Georgien fasst eine NATO-Mitgliedschaft sogar als kurzfristiges Ziel auf. In seiner jährlichen Präsiden-
tenansprache vor dem Parlament sagte Saakaschwili am 14. Februar 2006, „Georgien ist einen Schritt 
von der NATO-Mitgliedschaft entfernt. […] 2008 haben Georgien und die Ukraine […] eine sehr gute 
Chance, vollwertige Mitglieder der NATO zu werden.“ In: http://president.gov.ge/?l=E&m=0&sm= 
3&st=30&id=1450 (Zugriff 10/2006) [Übersetzung P.J.]. 

11 Hardliner des rechten Flügels der Republikaner im US-Senat sammeln sogar Unterschriften, um Geor-
giens NATO-Beitritt zu beschleunigen; vgl. Uwe Klußmann, Kalter Krieg im Kaukasus, 3. Oktober 2006, 
in: www.spiegel.de/politik/ausland/0,1518,440557,00.html (Zugriff 10/2006). 

12 In einer Ansprache vor der VN-Generalversammlung am 22. September sagte Saakaschwili, dass „die 
schmerzliche, aber faktische Wahrheit sei, dass diese Regionen [Südossetien und Abchasien; P.J.] durch 
unseren Nachbarn im Norden – die Russische Föderation – annektiert werden […].“ United Nations 
Association of Georgia, Georgia: Saakashvili unveils ‘fresh’ roadmap in UN speech, 22. September 2006, in: 
www.reliefweb.int/rw/RWB.NSF/db900SID/EKOI-6TY49H?OpenDocument (Zugriff 10/2006) [Überset-
zung P.J.]. 
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Nachbarn und der russischen Politik der „Russifizierung“ durch die großzügige Vergabe 
russischer Pässe an die beiden Bevölkerungsgruppen13. 

Die aktuelle Situation gegenseitiger Drohungen und Verweise auf die Gewaltbereit-
schaft des jeweiligen Gegners konnte durch das internationale Engagement in den Kon-
fliktzonen nicht abgewendet werden. In über einer Dekade nach den Waffenstillstandsab-
kommen, die dem Ausbruch von Gewalt zu Beginn der 1990er Jahre folgten, sind die von 
der OSZE in Südossetien und den Vereinten Nationen (VN) in Abchasien geführten Ver-
handlungen bislang in dem Versuch gescheitert, dauerhafte Verhandlungslösungen zu 
finden. In der jüngsten Krise haben sowohl Russland als auch Georgien wiederholt an die 
internationale Gemeinschaft in Gestalt der VN und der OSZE appelliert, in ihrem Sinne 
einzugreifen.14 Aber mit der „Blockierung“ sowohl des VN-Sicherheitsrates als auch der 
OSZE durch Russland – in einem Fall durch Russlands Vetorecht als ständiges Mitglied15, 
im anderen aufgrund des Konsensprinzips16 – betrachtet dieser Report einen anderen 
internationalen Akteur näher: die Europäische Union. 

Die jüngst am 14. November erfolgte Annahme des ENP-Aktionsplanes sowie 
Deutschlands bevorstehende EU-Ratspräsidentschaft17 bieten der EU die Chance, ihre 
Rolle – insbesondere mit Blick auf die Konfliktbearbeitung – in der Region zu überdenken 
und zu stärken. Welche Rolle sollte die EU in Georgien spielen? Einerseits hat Brüssel 
selbst seit 1999 die Relevanz einer Konfliktlösung für die Effektivität externer Unterstüt-
zung im Südkaukasus betont18 und in letzter Zeit die Absicht verkündet, sich stärker in der 

 
 
13 Südossetiens faktischer Außenminister behauptet, dass nahezu 90 Prozent aller Osseten in Südossetien 

russische Staatsangehörige geworden sind, zitiert nach International Crisis Group, Georgia: Avoiding 
War in South Ossetia, Europe Report No. 159, Tiflis/Brüssel, 26. November 2004, S. 7. 

14 In diesem Zusammenhang hat Russland den VN-Sicherheitsrat angerufen, Georgien für sein Vorgehen 
bei der Verhaftung der vier russischen Offiziere zu rügen. Putin hat dem amtierende Vorsitzenden der 
OSZE in einem Brief für seine Vermittlung bei der Freilassung der russischen Offiziere gedankt und ihn 
gleichzeitig gebeten, auf einen grundlegenden Politikwechsel in Georgien zu drängen. Saakaschwili er-
klärte, dass seine Regierung darüber nachdenke, den Fall der gewaltsamen Rückführung von Georgien 
(in Frachtflugzeugen) sowie Russlands angebliche Menschenrechtsverletzungen an den Deportierten vor 
den Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte zu bringen. Georgiens Botschafter beim Europarat, 
Surab Tschiaberaschwili, hat die internationale Gemeinschaft zur Mäßigung Russlands aufgerufen. Er 
erklärte, es herrsche ein Kalter Krieg im Kaukasus, der sich zu einem heißen Krieg entwickeln und den 
Frieden und die Sicherheit der Region bedrohen könnte. 

15 Vor der Verabschiedung einer VN-Sicherheitsratsresolution am 13. Oktober 2006 hat Russland eine 
frühere Georgienresolution mit der Begründung abgelehnt, die USA hätten das Dokument ohne vorhe-
rige Beratung mit den Mitgliedern des Sicherheitsrates verändert; vgl. Molly Corso, Both Moscow and Tbi-
lisi claim UN Resolution a „victory“, 16. Oktober 2006, in: www.eurasianet.org/departments/insight/ 
articles/eav101606a.shtml (Zugriff 10/2006). Dennoch hat Moskau letztlich einen Handel mit Washington 
über die besagte Resolution geschlossen (siehe unten, Seiten 5 und 13). 

16 Vgl. Peter Schlotter, The OSCE’s Contribution to „Democratic Peace“ – 30 Years of the Helsinki Final 
Act, in: IFSH (Hg.), OSCE Yearbook 2005, Jg. 11, Baden-Baden (Nomos), 2006, S. 61-68, hier: 67. 

17 Zum Verhältnis Deutschlands zu Georgien und die bevorstehende Ratspräsidentschaft siehe Seite 18 und 
Fußnote 68. 

18 Vgl. General Affairs Council, 21.-22. Juni 1999, Press 198 Nr. 9008/99 sowie Dov Lynch, Security Sector 
Governance in the Southern Caucasus – Towards an EU Strategy, in: Geneva Centre for the Democratic 
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Konfliktbearbeitung zu engagieren19. Zudem verfügt die EU im Vergleich zu anderen in-
ternationalen Akteuren über den Vorteil, angesichts eines komplexen geostrategischen 
Umfelds, das von einem „Tauziehen“ zwischen der Russischen Föderation und den USA 
dominiert ist, von den Konfliktparteien als „ein ‚ehrlicher Makler’ frei von traditionellen 
US/Russland-Rivalitäten“20 wahrgenommen zu werden. Andererseits hat Saakaschwili – 
mit den USA als Schutzmacht – bislang den Eindruck vermittelt, Europa sei nicht so 
wichtig für ihn und sein Land. Obwohl Europäer ebenso wie US-Amerikaner Moskau 
dazu aufgerufen haben, sein übertriebenes Vorgehen zu beenden, hat sich Saakaschwili 
verkalkuliert. Seine Strategie, den Konflikt mit Russland und den abtrünnigen Regionen 
zu schüren, um die Solidarität des „Westen“ zu gewinnen, ist gescheitert. Die USA haben 
sich augenscheinlich zu einem gewissen Grad von Saakaschwili abgekehrt. So hat Wa-
shington einen Handel mit Russland geschlossen. Im Austausch für ihre Zustimmung zu 
einer von Russland eingebrachten VN-Sicherheitsratsresolution am 13. Oktober, die das 
Vorrücken georgischer Truppen an die Grenze zu Abchasien verurteilt, ließ Russland 
einen Tag später eine von den USA eingebrachte Nordkorea-Resolution den Sicherheits-
rat passieren. Des Weiteren bietet die NATO weiterhin nur einen „intensivierten Dialog“ 
anstelle eines Aktionsplans zur Mitgliedschaft an, den sich Tiflis mit US-Unterstützung 
vom NATO-Gipfel in Riga (Lettland) Ende November 2006 erhofft hatte. Daher wendet 
sich die Saakaschwili-Regierung nun Europa zu.21

Europa hat in der Tat einige wichtige Interessen, die in Georgien auf dem Spiel stehen. 
Um zu ermitteln, wie die EU ihre Interessen wahrnehmen sollte, die in Kapitel 3.1 (siehe 
Seiten 14 ff.) analysiert werden, wird dieser Report die Aktivitäten der EU in Georgien seit 
den frühen 1990er Jahren in Kapitel 3.2 (siehe Seiten 20 ff.) untersuchen. Er wird bewer-
ten, ob die EU ihre eigene Erkenntnis von der Wichtigkeit einer Konfliktlösung für die 
Effektivität externer Unterstützung nach 1999 in entsprechendes Handeln übersetzt hat 
(siehe Kapitel 3.3, Seiten 31 f.). In der Schlussbetrachtung wird für den „weichen“ Kon-
fliktbearbeitungsansatz der EU mittels der Förderung von good governance argumentiert 
(siehe Kapitel 4, Seiten 33 f.). Immerhin stellen die Sezessionskonflikte mit Südossetien 
und Abchasien, die im folgenden Kapitel (siehe Seiten 6 ff.) behandelt werden, nur einen 
Aspekt des „Teufelskreises“ fragiler Staatlichkeit in Georgien dar. Das Land ist mit weite-

 
 
 

Control of Armed Forces (DCAF) (Hg.), Security Sector Governance in the Southern Caucasus: Chal-
lenges and Visions, Geneva (DCAF), 2004, S. 34-47, hier: 42. 

19 Vgl. General Affairs Council Conclusions, Brüssel, 26.-27. Februar 2001. 

20 International Crisis Group, Conflict Resolution in the South Caucasus: The EU’s Role, Europe Report 
No. 173, Tiflis/Brüssel, 20. März 2006, S. i [Übersetzung P.J.]. 

21 Diese „Hinwendung zu Europa“ fand z.B. in einem Interview mit Georgiens Außenminister Gela Be-
schuaschwili ihren Ausdruck, in dem er sagte, „Und Europa darf Georgien nicht mehr allein lassen, wie 
es 1921 war, als die Rote Armee Georgien besetzt hat und unsere Unabhängigkeit nach drei Jahren zer-
stört wurde.“ Zitiert aus Frankfurter Allgemeine Zeitung, 23. November 2006, S. 7. 
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ren ernsten Defiziten in den Staatsfunktionen Sicherheit, Legitimität/Rechtsstaatlichkeit 
und Wohlfahrt konfrontiert.22

2. Territoriale Desintegration Georgiens 

Unter sowjetischer Herrschaft wurden in Georgien (Georgisch: Sakartwelo) mehr auto-
nome Einheiten aufgebaut als in jeder anderen Sowjetrepublik (mit der Ausnahme Russ-
lands).23 Kein anderer Staat im postsowjetischen Raum hat so viele Schwierigkeiten seine 
territoriale Einheit zu sichern oder wiederherzustellen oder das eigene Staatsgebiet zu 
kontrollieren wie Georgien.24 Dies betrifft zum einen Teile des Landes, die zwar nicht nach 
Unabhängigkeit streben, die aber dennoch außerhalb der Kontrolle von Tiflis sind oder 
waren.25 Dieses Kapitel behandelt jedoch Georgiens Sezessionskonflikte mit den zwei ab-
trünnigen Regionen Südossetien im Norden und Abchasien im Nordwesten, da diese den 
Spannungen zwischen Georgien und Russland zu Grunde liegen oder, die umgekehrt von 
Tiflis und Moskau für ihre Zwecke im Konflikt ausgenutzt werden. Die beiden Sezessi-
onskonflikte sind auch Teil der Herausforderung, die sich externen Akteuren in Georgien 
stellt. Dieses Land im Südkaukasus leidet zudem unter weiteren Defiziten von Staatlich-
keit. So zeigt es tiefe institutionelle Schwäche, besorgniserregende Grade an Korruption 
und organisierter Kriminalität sowie mehrere sogenannte no-go areas, welche die Gefahr 

 
 
22 Für eine Bewertung von Georgiens versagendem Staat siehe u.a. Coppieters and Legvold (Hg.) 2005, 

a.a.O. (Anm. 8); Uwe Halbach, Georgien: Staatsversagen als Folge von Korruption und territorialer Des-
integration, in: Ulrich Schneckener (Hg.), States at Risk. Fragile Staaten als Sicherheits- und Entwick-
lungsproblem, Berlin (Stiftung Wissenschaft und Politik), 2004, S. 105-121; Martina Huber, State-
building in Georgia. Unfinished and at Risk? Den Haag (Netherlands Institute of International Relations 
„Clingendael“), 2004. Hinsichtlich der drei „Staatsfunktionen“, „Dimensionen“ oder „Aufgaben“ im 
Allgemeinen siehe u.a. Francis Fukuyama, State-building: the new agenda, Ithaca, NY (Cornell University 
Press), 2004; Dieter Grimm (Hg.), Staatsaufgaben, Frankfurt am Main (Suhrkamp), 1996; Jennifer Mil-
liken/Keith Krause, State Failure, State Collapse and State Reconstruction: Concepts, Lessons and Strategies, 
in: Jennifer Milliken (Hg.), State Failure, Collapse and Reconstruction, Oxford et al. (Blackwell), 2003. 

23 Für eine Diskussion der allgemeinen Rolle der sowjetischen Nationalitätenpolitik bei der Rückkehr 
nationaler Bewegungen Ende der 1980er Jahre oder ihrer Wirkung auf die Beziehungen zwischen ver-
schiedenen Gemeinschaften siehe insbesondere Rexane Dehdashti, Internationale Organisationen als 
Vermittler in innerstaatlichen Konflikten. Die OSZE und der Berg Karabach-Konflikt, Frankfurt am 
Main (Campus), 2000, S. 26-36. 

24 Vgl. Darrell Slider, Democratization in Georgia, in: Karen Dawish and Bruce Parrott (Hg.), Democrati-
zation and Authoritarianism in Postcommunist Societies, Cambridge (Cambridge University Press), 
1997, S. 169. 

25 Solche isolierten Landesteile finden sich u.a. in den nördlichen Tälern von Swaneti und Pankisi, deren 
Einwohner von tschetschenischer Abstammung sind, oder in südlichen Regionen, die überwiegend von 
der armenischen und aserischen Minderheit bewohnt werden und welche die Vorstellung ablehnen, ein 
Teil Georgiens zu sein. Dies trifft z.B. auf die armenische Enklave Javakheti zu. Die südwestliche REpu-
blik Adscharien wurde bis Mai 2004 von dem Lokalpotentaten Aslan Abaschidse autoritär regiert; siehe 
u.a. International Crisis Group, Saakashvili’s Ajara Success: Repeatable elsewhere in Georgia? Europe 
Briefing, Tiflis/Brüssel, 18. August 2004. 

 



Europas neue Nachbarschaft an der Schwelle zum Krieg 7
 

in sich bergen, von nichtstaatlichen Gewaltakteuren und internationalen Terroristen als 
Rückzugsgebiete missbraucht zu werden. 

Sowohl Osseten als auch Abchasen unterscheiden sich ethnisch von Georgiern. Wäh-
rend Georgien Anspruch auf territoriale Einheit erhebt, streben erstere nach nationaler 
Selbstbestimmung – Südossetien in Form einer Föderation mit Nordossetien als Teil 
Russlands, Abchasien in Form assoziierter Beziehungen mit Russland statt vollständiger 
Integration. Vor dem Hintergrund von Saakaschwilis feierlichem Schwur, die georgische 
territoriale Integrität wiederherzustellen, und Tiflis’ erfolgreichen Rüstungsbemühungen 
(einer mit US-Unterstützung gelungenen beeindruckenden Sicherheitssektorreform und 
einer Erhöhung der Militärausgaben von einst 0,5 Prozent des Bruttoinlandsprodukts 
(BIP) in 2003 auf heute 3 Prozent26), fürchten die abtrünnigen Regionen, Tiflis könne sich 
auf eine militärische Option der Konfliktlösung vorbereiten. Daher haben Zchinwali und 
Suchumi ihre politisch-militärische Zusammenarbeit erhöht, selbst in Aufrüstung inves-
tiert und eine politische und wirtschaftliche Verflechtung mit Russland vorangetrieben. 
Dies wiederum setzt die georgische Regierung unter Zeitdruck, da eine Umsetzung der 
erklärten höchsten Priorität einer Reintegration von Südossetien und Abchasien in immer 
weitere Ferne rückt. 

2.1 Georgiens Konflikt mit Südossetien 

Südossetien27, das im Norden an die russische Provinz Nordossetien angrenzt, stellt das 
kleinste unter den sezessionistischen Gebilden im postsowjetischen Raum dar. Ihm wurde 
1923 der Status einer autonomen Region (oblast) in der Georgischen Sozialistischen Sow-
jetrepublik gewährt.28 Ende der 1980er Jahre begannen abchasische und ossetische Natio-
nalisten, vor dem Hintergrund der Glasnost-Politik des letzten sowjetischen Präsidenten 
Michail Gorbatschow (1985-1991) nach mehr Autonomie zu streben. Unterschiedliche 
Auffassungen der Geschichte – insbesondere hinsichtlich der Dauer ossetischer Präsenz in 
der Region – verursachten eine tiefe Spaltung. Während die Osseten den Anspruch erhe-
ben, ihr historisches Heimatland auf beiden Seiten des Kaukasus zu besiedeln, wohin sie 
vor mindestens fünf Jahrtausenden aus Persien eingewandert seien, erachten die Georgier 
die Osseten als „Gäste“, die mit Massenwanderungen im 17. bis 19. Jahrhundert nach 
Georgien gekommen seien und deren Anwesenheit dadurch nicht so weit zurückreiche 

 
 
26 Vgl. Uwe Halbach, Säbelrasseln und Friedenspolitik in Europas neuer Nachbarschaft, SWP-Aktuell 32 

(Berlin), Juli 2006, S. 1. 

27 Südossetien ist die in offiziellen Dokumenten und im diplomatischen Diskurs am häufigsten verwendete 
Bezeichnung der Region und wird auch in diesem HSFK-Report benutzt. Jedoch verweisen Georgier 
häufig mit „Shida Kartli“, „Zchinwali-Region“ oder – durch Hardline-Nationalisten – mit „Samachablo“ 
(dem Gebiet der aristokratischen georgischen Machabeli-Familie) auf die Region; vgl. International Cri-
sis Group 2004, a.a.O. (Anm. 13), S. 2. 

28 Autonome Regionen (oblast) besaßen im sowjetischen System insbesondere im Vergleich zu autonomen 
Republiken den geringsten Grad an (meist nur kultureller) Autonomie; vgl. Dehdashti 2000, a.a.O. 
(Anm. 23), S. 26-36. Im Gegensatz zu Südossetien wurde Nordossetien der Status einer autonomen Re-
publik in der russischen SSR und Abchasien in der georgischen SSR zugestanden. 
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wie die eigene. Anfang der 1990er Jahre nahmen die Spannungen durch den Streitpunkt 
Sprache29 sowie durch die georgisch-nationalistische Ausrichtung der Politik Swiad Gam-
sachurdias30, dem späteren ersten Präsidenten des unabhängigen Georgien, noch zu. Gam-
sachurdia kam mit den Parlamentswahlen von 1990 an die Macht, die von den Osseten 
blockiert wurde, weil der georgische Oberste Sowjet zuvor ein Wahlgesetz verabschiedet 
hatte, das regionale Parteien ausschloss. Nachdem Südossetien im Dezember seine eige-
nen Wahlen abgehalten hatte, hob Gamsachurdia den autonomen oblast-Status auf. Noch 
vor der Unabhängigkeitserklärung Georgiens am 9. April 1991 brachen schwere Kämpfe 
in Südossetien aus, die zum faktischen Verlust der Kontrolle von Tiflis über dieses Gebiet 
gegen Ende 1990 führte. Am 20. September 1990 erklärte Südossetien seine Unabhängig-
keit, aber strebte eine Föderation mit Nordossetien als Teil Russlands nach der Auflösung 
der Sowjetunion an.31

Mit sporadischer russischer Beteiligung eskalierten die Kämpfe im Frühjahr 1992 er-
neut und wurden bis zum Abschluss eines Waffenstillstandsabkommens im Juni fortge-
setzt. Das „Abkommen von Sochi“ führte zur Aufstellung der trilateralen Gemeinsamen 
Friedenserhaltenden Truppen (JPKF), bestehend aus russischen, georgischen und osseti-
schen Truppen, sowie zur Einrichtung der vierteiligen Gemeinsamen Kontrollkommissi-
on (JCC), einem Verhandlungsmechanismus mit georgischer, süd- und nordossetischer 
und russischer Beteiligung. Der zwischen 1990 und 1992 hochgewaltsam ausgetragene 
Konflikt forderte etwa 1.000 Todesopfer und führte zu etwa 60.000 Flüchtlingen und in-
tern Vertriebenen.32 Dies änderte die Zusammensetzung und Durchmischung der Bevöl-
kerungen, die vor dem Krieg existiert hatte.33 Bis September 2004 hat der UNHCR die 

 
 
29 1989 betrieb der georgische Oberste Sowjet ein Sprachenprogramm, das Georgisch als landesweite 

Hauptsprache festlegte. Die Osseten reagierten mit der Verabschiedung einer Resolution, die Ossetisch 
zur offiziellen Sprache in der autonomen Region erklärte; vgl. International Crisis Group 2004, a.a.O. 
(Anm. 13), S. 3. Die ossetische Sprache gehört zu den indoeuropäischen und ist mit Puschto und (ent-
fernter) mit Farsi verwandt, verwendet aber das kyrillische Alphabet; vgl. Nikola Cvetkovski, The Georgian-
South Ossetian Conflict, Dissertation (Aalborg University), Danish Association for Research on the Cauca-
sus, in: www.caucasus.dk/publication5.htm (Zugriff 2/2006). 

30 Gamsachurdia war ein nationaler Dissident, der mehrmals wegen anti-sowjetischer Aktivitäten verhaftet 
wurde und der sich als Menschenrechtsaktivist hervorgetan hat. Er gehörte dem Tifliser Flügel der Hel-
sinki-Gruppe an. Diese rief in den 1970er Jahren zur Durchsetzung der Prinzipien der Konferenz über 
Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (KSZE) auf. 

31 In einem im Januar 1992 durchgeführten Referendum stimmte eine große Mehrheit für einen Anschluss 
an die Russische Föderation. Der Oberste Rat Südossetiens plädierte am 19. November. Vgl. Jawad 2005, 
a.a.O. (Anm. 9), S. 8 f. 

32 Gemäß Schätzungen des UNHCR von 1998 wurden in Nordossetien 30.000 Osseten aus Georgien und 
10.000 aus Südossetien als Flüchtlinge registriert. Zusätzlich sind etwa 10.000 Georgier und Personen 
mit gemischter Ethnizität aus Südossetien nach Zentralgeorgien und 5.000 in Südossetien intern vertrie-
ben worden. 

33 Gemäß der Volkszählung von 1989 zählten Osseten 65.000 in Südossetien (66,6 Prozent der Gesamtbe-
völkerung von etwa 99.700, einschließlich etwa 26.000 ethnischer Georgier), mit 98.000 im übrigen Ge-
orgien. Heute hat Südossetien etwa 70.000 bis 80.000 Einwohner. 

 



Europas neue Nachbarschaft an der Schwelle zum Krieg 9
 

Rückkehr von nicht mehr als 1.734 Personen (513 Familien) von Nord- nach Südossetien 
und Georgien ermöglicht.34

Trotz dieser Bürden, ganz abgesehen von den durch beide Seiten verübten Gräuelta-
ten35, konnte Südossetien bis zu seinem Wiederaufflammen im Juli und August 2004 (sie-
he unten, Seite 9), als der entspannteste Regionalkonflikt erachtet werden. Nicht nur hat-
ten sich seit dem Waffenstillstandsabkommen von 1992 keine militärischen Konfrontati-
onen ereignet, zwischen den Osseten und Georgiern, die in der und um die Konfliktzone36 
herum lebten, waren Kontakte und der Handel wiederbelebt worden, was einen zwar 
langsamen aber stetigen Verhandlungsprozess ermöglichte. Im Jahr 2000 hatte es sogar 
danach ausgesehen, dass sich Südossetiens ehemaliger de facto Präsident Ludwig Tschibi-
row und der frühere georgische Präsident Eduard Schewardnadse endgültig auf eine Rein-
tegration einigen könnten.37 Diese Hoffnungen schwanden als Eduard Kokoity seinen 
Vorgänger Tschibirow durch einen Wahlsieg im Dezember 2001 ablöste. Kokoity lehnte 
jedes Gespräch über eine politische Lösung hinsichtlich Südossetiens zukünftigem Status 
innerhalb Georgiens ab. Im Jahr 2004 rief er wiederholt zur Eingliederung Südossetiens in 
die Russische Föderation auf, am 5. Juni formal gegenüber der Duma. Zuvor hatte Saa-
kaschwili bei seiner Amtseinführung einen Schwur zur Wiederherstellung der territorialen 
Einheit Georgiens abgelegt. Mitte 2004, wurden sämtliche Errungenschaften und Gefühle 
des Vertrauens, die zwischen 1992 und 2004 wieder aufgebaut worden waren, durch einen 
schwer fehlkalkulierten Versuch zerstört, eine seit zwölf Jahren bestehende Blockade zu 
durchbrechen, um Südossetien eilig wiedereinzugliedern. Tiflis hatte im Dezember 2003 
eine großangelegte Antischmuggel-Kampagne in und um Südossetien begonnen und die-
se im Mai 2004 verstärkt.38 Die Osseten nahmen diese als Vorbereitung einer militärischer 
Aktion wahr. Während Georgien angenommen hatte, dass Kokoitys Regime rasch ge-
schwächt sein würde, nachdem der Schmuggel eingehegt war39, schien Kokoity vielmehr 
durch wachsende Unterstützung der Bevölkerung gestärkt zu werden40. 

 
 
34 Vgl. United Nations High Commissioner for Refugees, Population Movements as a Consequence of the 

Georgian-South Ossetian Conflict, aktualisiert am 1. September 2004. 

35 Für eine Beschreibung der von beiden Seiten zwischen 1990 und 1992 verübten Gräueltaten siehe Hu-
man Rights Watch, Bloodshed in the Caucasus: Violations of Humanitarian Law and Human Rights in the 
Georgia-South Ossetia Conflict, New York et al., März 1992, in: www.hrw.org/reports/pdfs/g/geogia/ 
georgia.923/georgia923full.pdf (Zugriff 10/2006), S. 17 ff. 

36 Protokoll Nr. 3 des Sochi-Abkommens definiert einen Kreis mit einem 15km-Radius um das Zentrum 
Zchinwali als Konfliktzone sowie einen 14km breiten Streifen zu gleichen Teilen beiderseits der ehemali-
gen oblast-Verwaltungsgrenzen als Sicherheitskorridor. 

37 Sie trafen sich 1996, 1997 und 1998 insgesamt dreimal und gaben beide öffentlich ihrem Bekenntnis zu 
einer friedlichen Konfliktlösung Ausdruck; vgl. International Crisis Group 2004, a.a.O. (Anm. 13), S. 8. 

38 Der „eingefrorene“ Konflikt in Südossetien bietet einen fruchtbaren Boden für illegale Unternehmun-
gen, wie Schmuggel, Drogenhandel, Entführungen und Waffenhandel. Nicht nur profitieren die südos-
setischen Eliten und russischen Truppen vom illegalen Handel, sondern auch der durchschnittliche Bür-
ger, der vor dem Hintergrund von Arbeitslosigkeit und schwacher wirtschaftlicher Entwicklung so sei-
nen Lebensunterhalt verdienen kann. Georgien büßt durch Schmuggel signifikante Zolleinnahmen ein. 

39 Saakaschwili glaubte offensichtlich, er könne den Erfolg in Adscharien wiederholen, der manchmal als 
„zweite Rosenrevolution“ bezeichnet worden ist. Dort führte eine „gekonnte Kombination aus ange-
drohtem Zwang und einfallsreicher Diplomatie“ – mit Hilfe russischer Vermittlung – zu Adschariens 
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Hinsichtlich der Krise von 2004, die fast zu einem Krieg eskalierte, beschuldigte Geor-
gien Russland, Südossetien bewaffnete Personentransportfahrzeuge, Panzer und anderes 
militärisches Gerät, Treibstoff und Ausbildung durch russische Armeeoffiziere zur Verfü-
gung gestellt zu haben. Russland war, wie in der Krise von 2006, der Meinung, Georgien 
habe willentlich die Situation eskaliert, um internationale Aufmerksamkeit zu erlangen 
und die angebliche Unfähigkeit der russischen Friedentruppen bei der Umsetzung ihres 
Mandats vorzuführen. Tatsächlich hat Tiflis Anstrengungen unternommen, die Konflikt-
bearbeitung und Friedenssicherung zu internationalisieren – auch mit Blick auf Abcha-
sien. 

2.2 Georgiens Konflikt mit Abchasien 

Wie Südossetien, strebte auch Abchasien im Nordwesten Anfang der 1990er Jahre gewalt-
sam nach einer Sezession von Georgien. Zwischen 1917 und 1931 hatte Abchasien eine 
eigene Sowjetrepublik dargestellt, bevor es als autonome Republik in die georgische SSR 
eingegliedert wurde. Am 25. August 1990 verabschiedete der abchasische Oberste Sowjet 
eine „Erklärung über die Souveränität von Abchasien“, die einige Tage später vom georgi-
schen Obersten Sowjet annulliert wurde. Nachdem es im Juli 1992 die Unabhängigkeit 
erklärt hatte, eskalierte das Ringen um Sezession in Abchasien schwer. Tiflis-loyale Trup-
pen besetzten die abchasische Hauptstadt Suchumi. Als bewaffnete Gruppen, die aus 
nordkaukasischen Regionen Russlands stammten, Abchasien unterstützten, konnte letzte-
res Territorium zurückerobern. Der Krieg war einer der blutigsten postsowjetischen Kon-
flikte und forderte bis zu 10.000 Leben und machte etwa 250.000 Menschen, die meisten 
davon ethnische Georgier, zu Vertriebenen oder Flüchtlingen. Trotz wirtschaftlicher und 
geopolitischer Gründe entwickelte sich der georgisch-abchasische Konflikt zu einem 
ethnopolitischen Konflikt, der die multinationale Gesellschaft des Vorkriegsabchasien 
spaltete.41 Wie Osseten, so unterscheiden sich auch Abchasen ethnisch von Georgiern; 
anders als die Osseten in Südossetien stellten die Abchasen innerhalb Abchasiens vor dem 
Krieg von 1992 bis 1993 die klare Minderheit. Bis Oktober 1993 waren jedoch fast alle 
ethnischen Georgier aus Abchasien geflohen.42 Der Abzug georgischer Truppen im Sep-
 
 
 

Wiedereingliederung in Georgien. Adscharien war unter der autoritären Herrschaft Aslan Abaschidses 
regiert worden, der Anfang Mai 2004 nach Moskau emigrierte. Vgl. International Crisis Group, Sa-
akashvili’s Ajara Success: Repeatable Elsewhere in Georgia? Europe Briefing, Tiflis/Brüssel, 18 August 
2004. 

40 Gemäß einiger von der International Crisis Group befragten NRO-Vertreter, fühlte sich vor Mai 2004 
nur eine Minderheit von etwa 20 Prozent der Unabhängigkeit verbunden und stand fest hinter Kokoity. 
Am 23. Mai 2004 wurden in Südossetien „Parlamentswahlen“ organisiert, in denen „Einheit“, die pro-
„präsidentielle“ Partei, zwei Drittel der Sitze gewann. Vgl. International Crisis Group 2004, a.a.O. (Anm. 
13), S. 13. 

41 Vgl. Oksana Antonenko 2005, a.a.O. (Anm. 8), S. 206. 

42 Gemäß der Volkszählung von 1989 hatte Abchasien eine Gesamtbevölkerung von 525.000, von der 
239.000 (45 Prozent) ethnische Georgier waren. Fast sämtliche Georgier sind bis Oktober 1993 aus Ab-
chasien geflohen. Vgl. Gocha Khundadze, Georgia’s refugee recount, Tbilisi, 28 April 2004, in: 
www.reliefweb.int/rw/RWB.NSF/ db900SID/ACOS-64D87Q?OpenDocument (Zugriff 10/2006). 
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tember 1993 und das Moskauer Waffenstillstandsabkommen vom 14. Mai 1994 beende-
ten den Krieg. Seither ist der Waffenstillstand von etwa 1.500 friedenserhaltenden Trup-
pen in Gestalt der GUS und der VN-Beobachtermission UNOMIG überwacht worden. 
Verhandlungen zwischen der georgischen und abchasischen Seite sind innerhalb des von 
Russland geförderten und von der OSZE beobachteten „Genfer Friedensprozesses“ unter 
VN-Vorsitz sowie mit der „Gruppe der Freunde“ (USA, Deutschland, Großbritannien, 
Frankreich und Russland) geführt worden. 

Russlands Rolle während des Krieges von 1992 bis 1993 hat sich in ein „Haupthinder-
nis für normale Beziehungen zwischen Georgien und Russland“43 entwickelt. Darüber 
hinaus hat Russlands direkte und indirekte politische und – noch wichtiger – militärische 
Unterstützung sowohl der georgischen (in den frühen Phasen) als auch der abchasischen 
Seite (insbesondere seit September 1992) des Konflikts das Vertrauen beider Seiten ge-
genüber Russland als unparteiischem und zuverlässigem Vermittler unterminiert. Dies 
zeigt sich in der Tatsache, dass Abchasien – anders als Südossetien – trotz seiner Abhän-
gigkeit von Russland als Sicherheitsgarantie und wirtschaftlicher Partner nur assoziierte 
Beziehungen mit Russland anstelle einer vollständigen Integration anstrebt. Insbesondere 
1994 sorgte Uneinigkeit über Geschwindigkeit und Umfang der Rückführung von (geor-
gischen) Flüchtlingen für Spannungen zwischen Moskau und Suchumi. Nachdem abcha-
sische Truppen in die Sicherheitszone eingedrungen waren, um russische Friedenstruppen 
zum Rückzug zu zwingen, wurde deren Rolle von einer die schrittweise Wiedereingliede-
rung der Gemeinschaften fördernden in eine die Gemeinschaften auseinander haltende 
gewandelt, was zur „eingefrorenen“ Natur des Konflikts beitrug .44

Diese Strategieänderung seitens Russland war und ist nach wie vor Grund für Geor-
gien, nach Wegen zu suchen, die friedenserhaltenden Maßnahmen zu internationalisie-
ren. Dies gilt insbesondere nachdem Russland seinen Friedenstruppen nicht gestattet hat-
te, in Kämpfe einzugreifen, die im Mai 1998 in der Gali-Region ausbrachen. Diese Eskala-
tion war durch georgische Paramilitärs provoziert worden, welche die Waffenstillstands-
linie überquerten. Hunderte von Menschen wurden getötet und über 20.000 Georgier, die 
inzwischen in ihre Häuser zurückgekehrt waren, wurden erneut vertrieben. Angesichts 
des russischen Widerstands entsandten jedoch weder die VN noch die OSZE alternative 
friedenserhaltende Truppen.45 Die bereits Ende der 1990er Jahre bestehende Krise in den 
bilateralen Beziehungen zwischen Tiflis und Moskau verschlechterte sich weiter, als Geor-
gien Russland seine Unterstützung im 1999 begonnenen zweiten Tschetschenien-Krieg 
versagte. Im ersten Krieg (1994 bis 1996) hatte Georgien das russische Vorgehen gegen 
den tschetschenischen Separatismus vermutlich noch wegen der aktiven tschetscheni-
schen Teilnahme im georgisch-abchasischen Krieg Anfang der 1990er Jahre unterstützt. 
Im zweiten Tschetschenien-Krieg beschuldigte Russland Georgien sogar, tschetscheni-
schen Rebellen, die über die Grenze in Georgiens Pankisi-Tal gelangt waren, Unterschlupf 

 
 
43 Antonenko 2005, a.a.O. (Anm. 8), S. 209 [Übersetzung P.J.]. 

44 Vgl. Dov Lynch, Managing Separatist States: A Eurasian Case Study, ISS-EU Occasional Papers No. 86, 
Paris, November 2001, S. 17. 

45 Vgl. Antonenko 2005, a.a.O. (Anm. 8), S. 224 f. 
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gewährt zu haben. Russland startete dort mehrere Militäroperationen, wodurch Georgiens 
Souveränität verletzt wurde. Russland rechtfertigte diese Aktivitäten mit dem Kampf ge-
gen den Terrorismus, wie auch die USA ihre intensivierte Sicherheitszusammenarbeit mit 
Georgien in Form des „Georgian Train and Equip Program“ (GTEP), in dessen Rahmen 
zwischen Herbst 2001 und April 2004 etwa 200 US-amerikanische Militärberater und -
Trainer eingesetzt worden sind. GTEP wurde danach durch das „Sustainment and Stabili-
ty Operations Program“ (SSOP) abgelöst.46 Russland nahm dieses US-Engagement als 
Eingriff in seine traditionelle Sphäre war, was bei ihm geopolitische Bedenken schürte. 

Die Verschlechterung der georgisch-russischen Beziehungen resultierte in einer Ände-
rung von Moskaus Politik gegenüber Abchasien. Obwohl Russland offiziell weiterhin Ge-
orgiens territoriale Integrität unterstützte, weitete es seine Beziehungen mit Suchumi aus 
und unterstützte 1999 die „Präsidentschaftswahlen“ und ein Referendum über die Unab-
hängigkeit in Abchasien. Dieses Referendum muss jedoch in Frage gestellt werden, da fast 
alle ethnischen Georgier bis Oktober 1993 aus Abchasien geflohen sind, was die Vor-
kriegsdurchmischung der Bevölkerungen, als die Abchasen auf abchasischem Territorium 
noch deutlich in der Minderheit waren, änderte. Des Weiteren öffnete Russland nicht nur 
erneut seine Grenze zu Abchasien, wodurch eine seit Dezember 1994 bestehende Isolati-
onspolitik beendet worden ist, sondern errichtete im Dezember 2000 ein Visa-Regime für 
georgische Staatsbürger, von dem die Einwohner Abchasiens und Südossetiens ausge-
nommen waren.47 Moskau stellte für Abchasien auch Unterstützung bereit, als georgische 
Sicherheitskräfte im September 2001 in den abchasischen Teil des Kodori-Tals eindran-
gen. Daraufhin wurde der politische Dialog zwischen Georgien und Abchasien ausgesetzt. 
Die sogenannte Boden-Initiative vom Juli 2002 bemühte sich erfolglos um eine Wiederbe-
lebung des Verhandlungsprozesses. Dieter Boden, Sondergesandter des VN-General-
sekretärs, veröffentlichte ein Diskussionspapier, in dem ein föderales Modell vorgeschla-
gen wurde, welches Abchasien weitgehende Autonomie und sogar die Anerkennung als 
„souveränes Gebilde“ innerhalb Georgiens zugestehen würde.48 Suchumi weigerte sich 
jedoch über etwas zu verhandeln, das nicht den Pfad zur Unabhängigkeit beinhaltete. Der 
politische Dialog zwischen Georgien und Abchasien konnte erst nach einem von Russland 
initiierten Treffen zwischen dem russischen und dem georgischen Präsidenten am 6. und 
7. März 2003 in Sochi (zumindest teilweise) wiederbelebt werden. Das Treffen beförderte 
Moskau in die Rolle des Schlüsselvermittlers, nachdem der VN-geführte politische Pro-
zess praktisch auf Eis gelegt worden war. Diese Rolle war jedoch nicht unparteiisch, son-
dern machte Russland zu einer Partei in den Verhandlungen, die nicht nur ihre eigenen 
Interessen, sondern auch die der abchasischen Seite vertrat. Der georgische Präsident 
Schewardnadse hat viel Kritik dafür einstecken müssen, das Sochi-Abkommen unter-
schrieben zu haben. Nach der „Rosenrevolution“ distanzierte sich die Saakaschwili-Regie-

 
 
46 Vgl. Jawad 2005, a.a.O. (Anm. 9), S. 8, 13, and 29. 

47 Vgl. Antonenko 2005, a.a.O. (Anm. 8), S. 230. 

48 Für eine Analyse des „Boden-Papiers“ siehe Bruno Coppieters, The Georgian-Abkhaz Conflict, in: Bru-
no Coppieters et al. (Hg.), Europeanization and Conflict Resolution: Case Studies from the European 
Periphery, Ghent (Academia Press), 2004, S. 203-208, hier: Kapitel 5.3.2; auch elektronisch veröffentlicht 
in: http://ecmi.de/jemie/download/1-2004Chapter5.pdf (Zugriff 10/2006). 
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rung von diesem bilateralen Format und Russland begann unilateral, viele der wirtschaft-
lichen Projekte durchzuführen, die mit der Rückführung von Flüchtlingen und Vertrie-
benen hätten verknüpft werden sollen. Russlands hauptsächlicher Beitrag zur abchasi-
schen Wirtschaft liegt im grenzüberschreitenden Handel (überwiegend mit Zitrusfrüchten 
und anderen Agrarprodukten) sowie insbesondere im Tourismus, obwohl die meisten 
Hotels an der Schwarzmeerküste inzwischen in russischem Besitz sind.49

Trotz der Tatsache, dass Russland die Hauptquelle wirtschaftlicher und politischer Un-
terstützung für Abchasien bleiben wird, haben die Abchasen einen starken Sinn für Ge-
meinschaft und einen Willen entwickelt, so unabhängig von äußeren Einflüssen zu sein 
wie möglich. Dies fand insbesondere in den abchasischen „Präsidentschaftswahlen“ vom 
Oktober 2004 seinen Ausdruck, als Kandidat Sergei Bagapsch gegen den von Russland 
unterstützten Kandidaten Raul Chadschimba gewann – trotz Manipulationen durch Mos-
kau. Zunächst akzeptierten Chadschimba und Moskau das Wahlergebnis nicht. Im De-
zember konnte aber ein Kompromiss errungen werden, wonach Bagapsch bei den Neu-
wahlen als „Präsident“ und Chadschimba nur noch als „Vizepräsident“ antraten.50

2.3 Zwischenergebnis 

Über eine Dekade nach den Kriegen in Südossetien und Abchasien zu Beginn der 1990er 
Jahre hat sich Russland zu einem Schlüsselakteur in den Verhandlungsprozessen entwi-
ckelt. Seine Rolle entspricht allerdings weniger der eines unparteiischen Vermittlers als 
vielmehr der einer ihre eigenen Interessen folgenden Partei. Des Weiteren hat diese Rolle 
zur „eingefrorenen“ Natur der Konflikte beigetragen – eine langlebige Natur, die es Russ-
land ermöglicht hat, seine Präsenz und seinen Einfluss in der Region aufrecht zu erhalten, 
und Georgien darin behindert hat, einen starken und vollständig souveränen Staat aufzu-
bauen. Als Reaktion hat Tiflis zu einer Internationalisierung der Konfliktbearbeitung auf-
gerufen – ein Aufruf, der Georgien dazu verleitet haben könnte, willentlich die Situation 
zu verschlimmern, um internationale Aufmerksamkeit zu erlangen. Anders als während 
der Südossetien-Krise von 2004, als Washington und Brüssel Moskau nicht offen für seine 
Verstrickung kritisierten, sondern vielmehr Saakaschwili davor warnten, die Gemüter im 
Kaukasus zu erhitzen, ist die Welt über Russlands scheinbar bizarr übertriebene Reaktion 
in der jüngsten Krise erstaunt. Aber abgesehen von dem Umstand, dass Russland tatsäch-
lich die Rolle des „Unterdrückers“ gespielt hat, von der sich Saakaschwili erhofft hatte, 
dass die internationale Gemeinschaft sie zu sehen bekäme, hat sich der georgische Präsi-
dent verkalkuliert und den Bogen überspannt. Die USA haben mit Russland einen Handel 
über eine Tiflis-kritische VN-Resolution vom 13. Oktober geschlossen, die NATO bietet 
nach wie vor nur einen „intensivierten Dialog“ anstelle eines Aktionsplans zur Mitglied-
schaft an, weshalb Georgien seinen Fokus auf Europa verschiebt. 

 
 
49 Vgl. Antonenko 2005, a.a.O. (Anm. 8), S. 241 ff. 

50 Vgl. Jawad 2005, a.a.O. (Anm. 9), S. 11 und Antonenko 2005, a.a.O. (Anm. 8), S. 258 ff. 
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Diese Entwicklungen, ergänzt um den Fakt, dass die VN- und OSZE-geführten Ver-
handlungsprozesse bislang keine Konfliktlösungen erringen konnten, bringen die Frage 
auf, ob ein erhöhter Beitrag der EU zur Konfliktbearbeitung, mit ihrem Image als „ehrli-
cher Maklerin“ ein „Entfrieren“ der Konflikte erleichtern würde. Wie oben gesagt, hat die 
EU selbst die hohe Wichtigkeit einer Konfliktlösung betont und ihre Absicht erklärt, sich 
in der Konfliktbearbeitung mehr zu engagieren. Der Frage, ob die EU ihrer eigenen Er-
kenntnis und Erklärung folgt, wird im folgenden Kapitel nachgegangen, indem die bishe-
rigen Interessen und Aktivitäten der EU analysiert werden, bevor Schlussfolgerungen dar-
über gezogen werden, welche Rolle die EU in Georgien spielen sollte. 

3. Interessen und Aktivitäten der EU in Georgien51 

Das vorangegangene Kapitel, in dem Georgiens Sezessionskonflikte in Südossetien und 
Abchasien und ihre langlebige „eingefrorene“ Natur kurz beschrieben worden sind, hat 
den Punkt aufgebracht, dass die EU – mit ihrem Image als „ehrlicher Maklerin“ – besser 
geeignet sein könnte, den stagnierenden Prozessen der Konfliktbearbeitung neuen Impe-
tus zu verleihen als Russland, die VN oder die OSZE. Sollte sich die EU direkt an den 
Verhandlungsprozessen beteiligen? Sollte sie den Dialog zwischen Tiflis und Moskau för-
dern oder sich auf eine der beiden Seiten stellen? Sollte sie über die Förderung von good 
governance nur indirekt zur Konfliktbearbeitung beitragen, indem das übrige Georgien für 
Südossetien und Abchasien attraktiver erscheint? Sollte sie ihren „weichen“ Ansatz der 
Konfliktbearbeitung beibehalten und die Bemühungen der VN und der OSZE finanziell 
unterstützen? Eine stärkere Rolle der EU in der Konfliktbearbeitung würde nicht nur der 
eigenen Erkenntnis der EU von der Schlüsselrolle einer Konfliktlösung für die Effektivität 
externer Unterstützung entsprechen, sondern auch ihrer Ankündigung, sich mehr in der 
Konfliktbearbeitung zu engagieren. Um diesen Fragen nachzugehen, werden zunächst die 
Interessen der EU und ihrer Mitgliedsstaaten analysiert, da diese relevant für die Entwick-
lung der EU-Aktivitäten sind, bevor die tatsächlichen Aktivitäten der EU seit den frühen 
1990er Jahren beschrieben werden. 

3.1 Die Interessen der EU in Georgien und der Südkaukasus-Region 

Ungeachtet der jüngsten Krise zwischen Georgien und Russland, die von den europäi-
schen Medien aufgenommen worden ist, hat die europäische Öffentlichkeit den Entwick-
lungen in der Südkaukasusregion alles in allem bislang nicht allzu viel Aufmerksamkeit 
geschenkt. Dennoch sind diese regionalen Entwicklungen über die Grenzen des geogra-
phischen Gebiets hinaus von Relevanz. Der Südkaukasus ist im Verlauf seiner Geschichte 
als Knotenpunkt zwischen Asien und Europa, zwischen Orient und Okzident von unter-

 
 
51 Dieses Kapitel basiert auf einem Beitrag, der in Annette Jünemann and Michèle Knodt (Hg.), The EU as 

an External Democracy Promoter. Die externe Demokratieförderung der EU. Schriftenreihe des Arbeits-
kreises Europäische Integration e.V., Baden-Baden (Nomos), 2007 (i.E.). 
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schiedlichen Mächten dominiert worden und heute erneut Schauplatz entgegenstehender 
Interessen. Im Moment beziehen sich diese insbesondere auf seine Rolle als Transportkor-
ridor für Energieressourcen aus dem Kaspischen Becken. Des Weiteren stellt der ethnisch 
und religiös vielfältige Südkaukasus mit „eingefrorenen“ Konflikten in Südossetien und 
Abchasien (sowie in Berg-Karabach) nicht nur eine Krisenregion in sich selbst dar, son-
dern befindet sich auch in geographischer Nähe zum instabilen Nordkaukasus sowie zum 
„weiteren Nahen und Mittleren Osten“52. 

Aber dennoch erscheint Russlands kaukasische Peripherie nicht als eine der Hauptsor-
gen für die EU– insbesondere angesichts interner Themen, wie der Suche nach einer neu-
en „europäischen Identität“53 nach der jüngsten Erweiterungsrunde oder den Rückschlä-
gen beim Projekt einer europäischen Verfassung, sowie äußerer Themen, wie den ver-
schiedenen Krisen im weiteren Nahen und Mittleren Osten. Die Region grenzt (noch) 
nicht direkt an die EU und (noch) sind keine der Länder der Region Beitrittskandidaten 
der EU. Nichtsdestotrotz ist Georgien von fundamentaler Relevanz für die EU – nicht nur 
aus Gründen der Energiesicherheit, welche im Sicherheitsdenken der EU zunehmend an 
Bedeutung gewinnt, sondern auch weil Georgien alle (positiven wie negativen) Heraus-
forderungen verkörpert, mit denen sich die EU als Sicherheitsakteur am Anfang des 21. 
Jahrhunderts konfrontiert sieht.54 Georgien zeigt eine einzigartige Kombination von Si-
cherheitsrisiken und -bedrohungen: So leidet es durch zwei ungelöste Konflikte auf sei-
nem Territorium, durch schwache staatliche Institutionen, durch weit verbreitete Korrup-
tion und organisierte Kriminalität sowie durch mehrere sogenannte no-go areas unter 
mehreren Symptomen fragiler Staatlichkeit.55 Des Weiteren wird Georgien sich in unmit-
telbarer Nähe der EU befinden, sobald Rumänien und Bulgarien der Union im Januar 
2007 beigetreten sind. Die von der Europäischen Sicherheitsstrategie angebotene Interpre-
tation in dieser Hinsicht ist eindeutig: „Nachbarländer, die in gewaltsame Konflikte ver-
strickt sind, schwache Staaten, in denen organisierte Kriminalität gedeiht, zerrüttete Ge-
sellschaften oder explosionsartig wachsende Bevölkerungen in Grenzregionen sind für 
Europa allemal Probleme.“56 Daher ist die EU mit der schwierigen Aufgabe konfrontiert, 
mit einem umstrittenen Staat an Europas Grenzen umzugehen. Die Herausforderung in 
diesem Zusammenhang beinhaltet, eine wirkliche Außenpolitik jenseits der Erweite-
rungspolitik zu entwickeln. Mit der ENP hat die EU einen Schritt in diese Richtung un-
ternommen (siehe unten, Seiten 29 ff.). Die Interessen der EU, die schließlich zur Ent-
wicklung der ENP geführt haben, können als dreiseitig beschrieben werden: wirtschaft-
lich, sicherheitsbezogen und normativ. 

 
 
52 Der Begriff des „broader Middle East“, des weiteren Nahen und Mittleren Ostens, geht auf die „Broader 

Middle East and North Africa Initiative“ zurück, die zunächst von den USA vorgeschlagen und dann auf 
dem G8-Gipfel in Sea Island, Georgia (USA) im Juni 2004 begonnen worden ist. 

53 Hinsichtlich einer „europäischen kulturellen und geopolitischen Identität“ vgl. Adrian Severin, The Future 
of the EU: A Need for a New Vision, in: Internationale Politik und Gesellschaft, Nr. 1, 2006, S. 11-19. 

54 Vgl. Dov Lynch, Why Georgia matters, in: Chaillot Paper, Nr. 86, Paris, Februar 2006, S. 8. 

55 Für eine Analyse solcher Herausforderungen in Georgien siehe u.a. Jawad 2005, a.a.O. (Anm. 9). 

56 Rat der Europäischen Union 2003, a.a.O. (Anm. 3), S. 7. 
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Während der 1990er Jahre spielte die EU eine eher untergeordnete Rolle. Obwohl die 
EU technische Unterstützung und humanitäre Hilfe in einem nennenswerten Maß bereit-
stellte, war die Region – geographisch gesprochen – immer weit genug entfernt, so dass 
von dort ausgehende Bedrohungen als nicht dringlich erachtet wurden.57 Daher konzent-
rierten sich die europäischen Aktivitäten auf die wirtschaftliche Transition – der politische 
Dialog war eher rhetorischer Natur, als dass er in die Tat umgesetzt wurde. Des Weiteren 
strebt die EU seit nunmehr etwa 15 Jahren nach einer Diversifizierung ihrer Energievorrä-
te, um nicht abhängig von russischem Gas zu bleiben. Sie hat das Kaspische Meer als eine 
mögliche alternative Quelle identifiziert, mit der Südkaukasus-Region als wichtigem 
Transportkorridor.58 Im Jahr 2000 betonte die Europäische Kommission diese energiebe-
zogenen Interessen, als es den Zugang zu den Energiereserven des Kaspischen Beckens zu 
einem strategischen Interesse der EU erklärte.59 Daher ist das Projekt der Baku-Tiflis-
Ceyhan (BTC) Öl-Pipeline von größter Bedeutung, nicht nur für die EU. 

Diese Sicht auf den Südkaukasus als Teil der ressourcenreichen kaspischen Region 
dominierte die 1990er Jahre, obwohl er bereits Ende der 1980er Jahre vor allem als Kri-
sengebiet in Erscheinung getreten ist, das eine hohe Dichte der Symptome fragiler Staat-
lichkeit zeigte.60 Gegen Ende der 1990er Jahre traten die Probleme ungelöster Regional-
konflikte und nicht abgeschlossener Staatsbildungsprozesse erneut prominenter hervor. 
Und nach dem 11. September 2001 verschob sich der Fokus der internationalen Gemein-
schaft, einschließlich der EU, auf solche sicherheitsrelevanten Themen. 

Mit der jüngsten EU-Erweiterung vom Mai 2004 rückte der Südkaukasus näher an die 
Grenzen der EU, wodurch auch das normative Interesse der EU erhöht wurde, ihre libera-
len Werte in den internationalen Beziehungen zu fördern. Dies basiert auf der Annahme, 
dass „ein internationales System von Staaten, die diese Werte annehmen, eines sein wird, 
innerhalb dessen die Union ihre externen Ziele leichter verfolgen kann“61. 

Innerhalb dieser Gruppe von Interessen sind in den unterschiedlichen EU-
Institutionen eine Reihe von Debatten darüber geführt worden, wie die Region am besten 
anzugehen sei – insbesondere seit dem Inkrafttreten der sogenannten Partnerschafts- und 
Kooperationsabkommen (PKA) 1999 (siehe unten, Seiten 23 f.). Die Kommission hat an 
den Debatten über verschiedene Mitteilungen und Arbeitspapiere teilgenommen, worin 
sie für die elementare Wichtigkeit einer Konfliktlösung für die Effektivität externer Unter-
stützung in der Südkaukasus-Region argumentierte. Sie betonte auch die Notwendigkeit 
für die Union, ihre breiteren strategischen Ziele für die gesamte Region festzulegen. Das 

 
 
57 Vgl. Dov Lynch, The EU: towards a strategy, in: Chaillot Paper, Nr. 65, Paris, Dezember 2003, S. 171-

196, hier: 178. 

58 Vgl. John Gault, EU energy security and the periphery, in: Roland Dannreuther (Hg.), European Union 
Foreign and Security Policy – Towards a neighbourhood strategy, London/New York 2004, S. 170-185. 

59 Vgl. European Commission, TACIS Regional Cooperation Indicative Programme, 2000-2003, S. 4. 

60 Vgl. Uwe Halbach, Der Kaukasus in neuem Licht – Die EU und Russland in ihrer schwierigsten 
Nachbarschaftsregion, Berlin (SWP), 2005, S. 19 f. 

61 S. Neil MacFarlane, The Caucasus and Central Asia – Towards a non-strategy, in: Dannreuther (Hg.) 
2004, a.a.O. (Anm. 58), S. 119-134, hier: 127 [Übersetzung P.J.]. 
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Europäische Parlament (EP) hat ebenfalls seit 1999 zur Entwicklung einer Strategie für 
den Südkaukasus aufgerufen und seit 2001 viele Ideen der Kommission aufgegriffen. Im 
Allgemeinen hat das EP eine sehr viel stärkere Politik gegenüber der Südkaukasus-Region 
angeregt. Der Rat hat dazu aufgerufen, eine erhöhte regionale Zusammenarbeit zu beto-
nen. Die Ratspräsidentschaften Schwedens (2001)62, Griechenlands und Italiens (2003)63 
haben jeweils Schwerpunkte auf die Region gelegt. Die aktuellen Präsidentschaften Öster-
reichs und Finnlands (2006) haben in ihrem Arbeitsprogramm erklärt, dass 

„die Union mit Armenien, Aserbaidschan und Georgien an der Umsetzung der ENP-
Aktionspläne arbeiten wird. Der Rat möge eine Troika-Mission in den Südkaukasus erwä-
gen, um diesem Prozess Schwungkraft zu verleihen. Er möge auch zusehen, die Rolle des 
EU-Sondergesandten für den Südkaukasus in Richtung seiner schließlich ständigen Präsenz 
in der Region zu stärken. Die Anstrengungen sollten fortgesetzt werden, die Unterstützung 
der EU zu gewährleisten, bei der Lösung der Regionalkonflikte im Südkaukasus zu helfen 
und die Grenzkontrollen in Georgien zu verstärken.“64

Was die Mitgliedsstaaten angeht, so hat es den Südkaukasus-Ländern während der 
1990er Jahre insgesamt an einer Lobby gemangelt, die ein größeres Interesse von Brüssel 
hätte katalysieren können – anders als z.B. die Lobby der baltischen Staaten in Gestalt der 
skandinavischen Länder oder der Mittelmeerländer in Gestalt Spaniens und Italiens.65

Eine Reihe von Mitgliedsstaaten sah den Mehrwert einer erweiterten Rolle der EU in 
der Region als begrenzt und argumentierte, dass die Konfliktbearbeitungsprozesse stag-
nierten und der Südkaukasus bereits von externen Akteuren überfüllt sei. Insbesondere 
Frankreich und Großbritannien haben eine kritische Position gegenüber einer stärkeren 
EU-Rolle in der Region eingenommen, entgegen oder gerade aufgrund der Tatsache, dass 
beide eine aktive Rolle in ihren nationalen Politiken eingenommen haben. Dessen unge-
achtet, setzte sich Großbritannien dafür ein, dass Georgien in die ENP aufgenommen 
wird und befürwortete sogar eifrig einen EU-Beitritt nach der „Rosenrevolution“.66 Mit 
offensichtlichem Interesse an einer führenden Position hinsichtlich der Energieentwick-
lung in Gestalt des Baus der BTC- und Baku-Tiflis-Erzurum (BTE) Pipelines, insbesonde-
re durch British Petroleum (BP), hat Großbritannien im Oktober 2002 seinen früheren 
Botschafter in Moskau, Brian Fall, zum Sondergesandten Großbritanniens für Georgien 

 
 
62 „Erhöhte Aufmerksamkeit sollte auf Moldau und den Südkaukasus gerichtet sein.“ Council of the Euro-

pean Union, Programme of the Swedish Presidency of the European Union – 1 January to 30 June 2001, 
Brüssel 2001, in: www.eu2001.se/static/pdf/program/ordfprogram_eng.pdf (Zugriff 5/2006), S. 24 [Über-
setzung P.J.]. 

63 „Der Rat wird Wege und Mittel betrachten, die Beziehungen zwischen der EU und den Ländern des 
Südkaukasus in allen Bereichen weiter zu fördern. Koordination mit anderen bedeutenden Akteuren 
und eine erhöhte Sichtbarkeit von EU-Initiativen bilden die Hauptlinie der Aktivitäten.“ Council of the Eu-
ropean Union, Operational Programme of the Council for 2006 submitted by the incoming Austrian and 
Finnish Presidencies, Brussels, 22 December 2005, in: www.eu2006.at/includes/Download_Dokumente/ 
Agendas/0512draft_operationalprogrammeEN.pdf (Zugriff 5/2006), S. 44 [Übersetzung P.J.]. 

64 Council of the European Union 2005, a.a.O. (Anm. 63), S. 53 [Übersetzung P.J.]. Die Ernennung eines 
EU-Sondergesandten für den Südkaukasus wird weiter unten beschrieben (siehe Seiten 25 f.). 

65 Vgl. Halbach 2005, a.a.O. (Anm. 60), S. 22. 

66 Vgl. Richard Youngs (Hg.), Survey of European Democracy Promotion Policies 2000-2006, Madrid 
2006, in: www.fride.org/eng/Publications/publication.aspx?item=1049 (Zugriff 5/2006), S. 19 and 227. 
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und später für die gesamte Südkaukasus-Region ernannt. Großbritannien gehört auch zu 
den Mitgliedsstaaten, die nach der „Rosenrevolution“ am stärksten in Georgien involviert 
waren. Es unterstützte die neue Regierung über die „Reuniting Europe“-Haushaltslinie 
des „Global Opportunities Fund“ (GOF) des Foreign and Commonwealth Office.67

Nichtsdestotrotz haben einige Mitgliedsstaaten zu einer stärkeren Rolle der EU aufge-
rufen – insbesondere Deutschland und mehrere nordische Staaten. Deutschland, das in 
der ersten Jahreshälfte von 2007 die EU-Ratspräsidentschaft68 innehaben wird, hat im 
April 2001 eine „Kaukasusinitiative“ im Rahmen seiner Entwicklungszusammenarbeit auf 
den Weg gebracht, die auf ein besseres Verständnis zwischen den drei Staaten abzielt. Dies 
soll durch die Förderung von Maßnahmen mit grenzüberschreitender Wirkung in den 
folgenden fünf Bereichen erfolgen: die Justizreform und die kommunale Demokratie, der 
Energiesektor, privatwirtschaftliche Initiativen, die Bekämpfung der Tuberkulose und der 
Schutz von Biosphärenreservaten.69 Berlin hat die Einbindung der Südkaukasus-Länder in 
die ENP unterstützt70, aber ist gemeinsam mit Frankreich mit Blick auf einen EU-Beitritt 
am zurückhaltendsten gewesen71. Bis Ende 2004 hat Deutschland den drei Ländern 
612 Millionen Euro für finanzielle und technische Unterstützung sowie für entwicklungs-
orientierte Nothilfe zugeteilt.72 Deutschland war nicht nur das erste Land, das Georgiens 
Unabhängigkeit 1991 anerkannt hat, sondern erachtet Georgien als das einzige Land in 
der Region des Südkaukasus und Zentralasiens als „Schwerpunktland“, dem in ausge-
wählten Schwerpunktbereichen die gesamte Instrumentarienpalette des Bundesministeri-
ums für Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) zuteil wird.73 Deutsch-
land, dessen enge Beziehungen zu Georgien teilweise durch Schewardnadses Rolle bei der 
deutschen Wiedervereinigung erklärt werden können, stellt auch das größte nationale 
Truppenkontingent in der VN-Friedensmission UNOMIG in Abchasien und ist zudem 

 
 
67 Vgl. Youngs 2006, a.a.O. (Anm. 66), S. 227. 

68 In dieser Hinsicht betont ein Ausblick auf das tatsächliche Arbeitsprogramm die Relevanz der Energie-
politik für die Ausgestaltung der Außen- und Sicherheitspolitik und die Stabilisierung der unmittelbaren 
geographischen Nachbarschaft sowie die Förderung von Freiheit, Demokratie und freier Marktwirtschaft in 
anderen Teilen der Welt; vgl. Rede von Staatssekretär Silberberg „Ausblick auf die deutsche EU-Präsi-
dentschaft: Stand der Vorbereitung in der Bundesregierung“ am 4. Oktober 2006, in: www.auswaertiges-
amt.de/diplo/de/Infoservice/Presse/Reden/2006/061004-SilberbergEuropa.html (Zugriff 10/2006). 

69 Vgl. Bundesministerium für Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung, Die Kaukasusinitiative 
des BMZ – Verständigung ermutigen, Materialien Nr. 137, Bonn, März 2005, in: www.bmz.de/de/ 
service/infothek/fach/materialien/materialie137.pdf (Zugriff 5/2005), S. 13; siehe auch www.bmz.de/de/ 
laender/regionen/europa_udssr/index.html#g (Zugriff 5/2006). 

70 Hinsichtlich der ENP siehe Seiten 29 ff. 

71 Youngs 2006, a.a.O. (Anm. 66), S. 19. 

72 Bis Ende 2004 teilte Deutschland Armenien 132 Millionen Euro, Aserbaidschan 155 Millionen Euro, 
Georgien 259 Millionen Euro und der Region 66 Millionen Euro zu; vgl. Bundesministerium für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ), Deutsche Entwicklungszusammenarbeit mit Zent-
ralasien und Südkaukasus (Bilaterale Gesamtleistungen bis 31. Dezember 2004), Bonn, April 2005, in: 
www.bmz.de/de/laender/regionen/europa_udssr/EZ_ZentralasienKaukasus.pdf (Zugriff 5/2006), S. 1 f. 

73 In den Jahren 2002 und 2003 investierte Deutschland 26 Millionen Euro in der finanziellen Zusammen-
arbeit und fünf Millionen Euro in technischer Zusammenarbeit in Georgien; siehe www.bmz.de/de/ 
laender/partnerlaender/georgien/zusammenarbeit.html (Zugriff 10/2005). 
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der Koordinator der „Gruppe der Freunde“ des VN-Generalsekretärs, die sich um eine 
Lösung des Konflikts mit der sezessionistischen Republik bemüht. 

Georgiens „Rosenrevolution“ im November 2003 sowie die jüngste EU-Erweiterung 
im Mai 2004 brachte neuen Schwung. Die Länder des Südkaukasus rückten nicht nur 
näher an Europas Grenze, sie gewannen auch neue verständnisvolle Fürsprecher. Letztere 
beziehen sich zum einen auf Polen, das bereits vor dem eigenen EU-Beitritt die „äußerste 
Wichtigkeit“ der Entwicklung und Demokratisierung der Südkaukasus-Staaten betont 
hatte und eine Strategie der „Östlichen Dimension“ zur Ergänzung der ENP initiierte.74 
Zum anderen schließt dies die baltischen Staaten ein, die mit Armenien, Aserbaidschan 
und Georgien den gemeinsamen Hintergrund, ehemalige Mitglieder der Sowjetunion zu 
sein, teilen. Die baltischen Länder sehen eine Verpflichtung, gegenüber anderen Staaten, 
die der NATO oder der EU beitreten wollen, als Mentor zu fungieren.75 Eine Erklärung 
des litauischen Ministerpräsidenten Algirdas Brazauskas bei einem Besuch in Deutsch-
land, wo er am 10. Mai 2006 mit Bundeskanzlerin Angela Merkel zusammentraf, unter-
streicht dies: „Die baltischen Staaten, die bereits Mitglieder der EU sind, haben viel Erfah-
rung mit Ländern wie der Ukraine, Moldau und den Südkaukasus-Ländern zu teilen“76. 
Daher könnten die Südkaukasus-Länder von der baltischen Erfahrung mit Transition und 
Anpassung an die EU profitieren. Lettland hat für die Jahre 2006 bis 2008 ein Länderstra-
tegiepapier hinsichtlich seiner Entwicklungszusammenarbeit mit Georgien herausgege-
ben. Estland und Litauen haben eine wichtige Rolle bei der Entsendung der „EUJUST 
THEMIS“ nach Georgien gespielt, der ersten Rechtsstaatlichkeitsmission der EU inner-
halb der gemeinsamen Europäischen Sicherheits- und Verteidigungspolitik (ESVP) (siehe 
unten, Seite 29). 

Unter Bezugnahme auf die „Rosenrevolution“ erließ Schweden, das seine Entwick-
lungszusammenarbeit mit der Region 1998 aufnahm, im Januar 2006 eine neue Strategie 
der Entwicklungszusammenarbeit mit den Südkaukasus-Staaten. Diese betonte, dass es 
für die EU „unerlässlich sei, sowohl ein klares Interesse in die Staaten des Südkaukasus als 
auch ein unmissverständliches Bekenntnis zu diesen zu zeigen. Zur rechten Zeit können 
engere Bindungen mit der EU zu größerer Stabilität und geringerer Armut in der Region 

 
 
74 In einer Rede im September 2002 erklärte Polens Außenminister: „Die weltweite Zusammenarbeit der 

Europäischen Union und der Vereinigten Staaten für die Entwicklung von Handel, Investment und Si-
cherheit, einschließlich der Sicherheit von Energievorräten, sollte auf die transkaukasischen und zentral-
asiatischen Staaten ausgeweitet werden. Die Entwicklung und Demokratisierung dieser Regionen ist von 
äußerster Wichtigkeit für eine sichere Welt und den Schutz gemeinsamer Wirtschaftsinteressen.“ Wlod-
zimierz Cimoszewicz, Transatlantic relations today and in the future – A speech by Mr. Wlodzimierz Cimo-
szewicz the Minister of Foreign Affairs of the Republic of Poland at Georgetown University, 10. September 
2002, in: www.msz.gov.pl/10,wrzesnia,2002r.,-,Wystapienie,Ministra,Spraw,Zagranicznych,w,Georgetown,, 
Waszyngton,1271.html (Zugriff 5/2006), S. 6 [Übersetzung P.J.]. 

75 Vgl. George C. Marshall European Center for Security Studies, Dual Enlargement and the Baltic States: 
Security Policy Implications, A Report of the George C. Marshall European Center for Security Studies 
Conference in Tallinn, Estland, 11.-13. Februar 2004, in: www.marshallcenter.org/site-graphic/lang- 
en/page-pubs-conf-1/static/xdocs/conf/2004-conferences/0409/0409-report.pdf (Zugriff 5/2006), S. 4. 

76 Government of the Republic of Lithuania, Press Release, 10. Mai 2006, in: www.lrv.lt/main_en.php?id= 
en_aktualijos_su_video/S.php&n=132 (Zugriff 5/2006) [Übersetzung P.J.]. 
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führen [...]“77. Die Strategie beinhaltet eine regionale Komponente, die Konfliktbearbei-
tung und grenzüberschreitende Kontakte zu fördern. Im Allgemeinen wird der Förderung 
der Achtung der Menschenrechte Priorität eingeräumt. Im Hinblick auf Georgien war 
Schweden einer der Hauptfürsprecher für eine Einbindung in die ENP78 und hat zugesagt, 
seine Entwicklungshilfe zu verdoppeln. Im Gegensatz dazu betonte es, dass die Entwick-
lungszusammenarbeit mit Armenien und Aserbaidschan, deren „Wille zur Durchführung 
politischer Reformen begrenzt zu sein scheint [...], vom finanziellen Umfang erneut ein-
geschränkt werden sollte“79. 

Diese kurze Analyse der EU-Interessen im Südkaukasus hat gezeigt, dass die den drei 
Ländern zuteil werdende Aufmerksamkeit unter den 25 Mitgliedsstaaten ungleich verteilt 
ist und dass die verschiedenen EU-Institutionen in den vergangenen Jahren zunehmend 
ihr Augenmerk auf die Region gelegt haben. Welche Aktivitäten die EU vor diesem Hin-
tergrund tatsächlich seit der Unabhängigkeit in Georgien unternommen hat, wird im 
folgenden Kapitel analysiert. 

3.2 Aktivitäten der EU in Georgien 

Obwohl der Südkaukasus immer von Relevanz für internationale Akteure gewesen ist, ist 
die EU in Russlands kaukasischer Peripherie eher zögerlich vorgegangen. Sie hat sich Zeit 
gelassen, den „postsowjetischen Raum“ in ihren Politiken auszudifferenzieren; und der 
Südkaukasus war als letztes an der Reihe, als eigene Region aufgefasst zu werden. In die-
sem Zusammenhang muss berücksichtigt werden, dass es umso schwieriger wird, eine 
politische Strategie für eine Region zu entwickeln, je weiter diese definiert wird. Und ganz 
abgesehen von einer Region des „postsowjetischen Raums“, umfasst selbst der Südkauka-
sus drei recht verschiedene Länder – mit Georgien als einem von ihnen. Hinsichtlich die-
ses regionalen Ansatzes oder „Nicht-Ansatzes“ ist es vermutlich nicht überraschend, dass 
die EU während der 1990er Jahre nicht als politischer Spieler auf dem internationalen 
Parkett in der Region wahrgenommen worden ist. Nichtsdestotrotz gehören die EU und 
ihre Mitgliedsstaaten mit zahlreichen Projekten der technischen Unterstützung zu den 
Hauptgebern im postsowjetischen Raum nach Ende des Kalten Krieges.80

Tabelle 1 fasst die den drei Südkaukasus-Staaten zwischen 1992 und 2003 zuteil werdende 
EU-Unterstützung zusammen. Während diese widerspiegelt, dass die EU tatsächlich eine 
wichtige Geberin in der Region gewesen ist, wird sie durch den Umfang US-ameri-
kanischer Unterstützung sogar dann übertroffen, wenn man bei dem Vergleich die Unter-

 
 
77 Swedish Ministry for Foreign Affairs, Strategy for development cooperation with Southern Caucasus – 

January 2006-December 2009, Stockholm 2006, in: www.sweden.gov.se/content/1/c6/03/97/72/66b7b 
766.pdf (Zugriff 5/2006), S. 1 [Übersetzung P.J.]. 

78 Vgl. Youngs 2006, a.a.O. (Anm. 66), S. 200. 

79 Swedish Ministry for Foreign Affairs 2006, a.a.O. (Anm. 77), S. 2 [Übersetzung P.J.]. 

80 Vgl. u.a. Sabine Fischer, Integrationsprozesse im post-sowjetischen Raum: Voraussetzungen, Erwartun-
gen und Potenziale, in: Internationale Politik und Gesellschaft, Jg. 2006, Nr. 1, 2006, S. 134-149, hier: 
143. 
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stützung der einzelnen EU-Mitgliedsstaaten hinzurechnet. Zwischen 1992 und 2001 hat 
Georgien allein – als zweitgrößter Empfänger von US-Außenhilfe nach Israel – 
986 Millionen US-Dollar durch den „Freedom Support Act“ erhalten.81 Darüber hinaus 
wird Georgien von weiteren 295 Millionen US-Dollar profitieren, die ihm über den US-
amerikanischen „Millennium Challenge Account“ (MCA) für die nächsten fünf Jahre 
zugesagt worden sind.82

Tabelle 1: EU-Unterstützung nach Land, 1992 bis 2003 

EU-Unterstützung [Millionen Euro] Armenien Aserbaidschan Georgien

Nationale TACIS-Zuwendungen 98,90 116,50 111,00 

Nukleare Sicherheit 29,00   

Außerordentliche makro-finanzielle Unterstützung  30,00 31,50 

Humanitäre Hilfe: ECHO 68,79 92,09 98,25 

Ausrichtungs- und Garantiefond für die Landwirtschaft 50,20 65,70 62,55 

Nahrungssicherungsprogramm 102,30 77,00 71,25 

Wiederaufbau (Rehabilitation)  18,37 19,50 

Außerordentliche humanitäre Hilfe 1,50 9,50 10,00 

EIDMR   7,55 

Andere Unterstützung   8,25 

Gesamt 350,69 409,16 419,85 

Quelle: European Commission, Annex to: „European Neighbourhood Policy“, Country Reports Armenia, 

Azerbaijan, and Georgia, SEC(2005) 285/3, SEC(2005) 286/3, SEC(2005) 288/3. 

Die frühen 1990er: Humanitäre und Technische Unterstützung 

In den frühen Unabhängigkeitsjahren Georgiens stellte humanitäre Unterstützung das 
Hauptinstrument der EU dar. Dieses wurde vom Humanitären Büro der Europäischen 
Kommission (ECHO) bereitgestellt. ECHO hatte einen Hauptschwerpunkt im Südkauka-
sus und begann erst 1996 damit, seine Notfallprogramme zurückzufahren.83 Des Weiteren 
nahm die EU 1991 ihr zuwendungsfinanziertes „Programm der Technischen Unterstüt-
zung für die Länder der Gemeinschaft Unabhängiger Staaten“ (TACIS). Dieses zielt auf 
die Stärkung der Transformationsprozesse hin zu Marktwirtschaft und Demokratie in den 
Ländern Osteuropas, des Südkaukasus und Zentralasiens. Im Januar 2000 verabschiedete 
der Rat eine neue Vorschrift über die Bereitstellung von Unterstützung für die TACIS-
Länder. Während sich die Unterstützung in der früheren Phase zwischen 1991 und 1999 
auf nahezu 4,2 Milliarden Euro belief, sieht diese neue Phase der Zusammenarbeit bis 

 
 
81 Vgl. Lynch 2003, a.a.O. (Anm. 57), S. 178. Siehe die Übersicht bei USAID Georgia, in: www.usaid.gov 

/locations/europe_eurasia/countries/ge/index.html (Zugriff 3/2006). 

82 Vgl. www.mcg.ge/english/Public_affairs/News/News_37.htm (Zugriff 10/2006); für eine kurze Beschrei-
bung siehe auch Jawad 2005, a.a.O. (Anm. 9), S. 31. 

83 Vgl. MacFarlane 2004, a.a.O. (Anm. 61), S. 134. 
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Ende 2006 die Bereitstellung von 3,1 Milliarden Euro vor. Ebenso ist die Setzung von 
Schwerpunkten in Schlüsselbereichen der Aktivitäten vorgesehen. Diese umfassen die 
Unterstützung institutioneller, rechtlicher und administrativer Reformen; die Unterstüt-
zung des Privatsektors und der wirtschaftlichen Entwicklung; die Unterstützung bei der 
Adressierung gesellschaftlicher Konsequenzen der Transition; die Entwicklung infrastruk-
tureller Netzwerke; die Förderung von Umweltschutz und dem Umgang mit natürlichen 
Ressourcen; die Entwicklung der ländlichen Wirtschaft.84 Das Programm wird vom Gene-
raldirektorat für Außenbeziehungen der Europäischen Kommission (DG Relex) sowie 
vom EuropeAid-Büro für Zusammenarbeit definiert und koordiniert. Das DG Relex ist 
für die politische Richtung und die mehrjährige Programmfestlegung, EuropeAid für das 
Management des Projektzyklus und die jährlichen Programme verantwortlich. 

Die Hauptinstrumente TACIS und die Partnerschafts- und Kooperationsabkommen 
(PKA) (siehe Seiten 23 f.) wurden durch ad hoc-Zuweisungen und mehrere Programme 
ergänzt, die zur Förderung regionaler Entwicklung und Zusammenarbeit vorgesehen wa-
ren oder zum Umgang mit grenzüberschreitenden Problemen. So stellte Georgien einen 
Teil des weiteren regionalpolitischen EU-Frameworks dar. Dies betrifft u.a. das 1993 ein-
gerichtete „Transportkorridor Europa-Kaukasus-Asien“-Projekt (TRACECA), welches 
neue Transportkorridore und größere Bereiche eurasischer Märkte und des Handels för-
dert, oder das „Zwischenstaatlicher Öl- und Gastransport nach Europa“-Programm (I-
NOGATE), das die Zusammenarbeit in Öl- und Gas-Infrastruktursystemen unterstützt. 

1994 wurde auf Initiative des Europäischen Parlaments die „Europäische Initiative für 
Demokratie und Menschenrechte“ (EIDMR) eingerichtet. Um eine rechtliche Grundlage 
für all Menschenrechts- und Demokratisierungsaktivitäten der EU zu schaffen, verab-
schiedete der Rat 1999 zwei Vorschriften über die Entwicklung und Konsolidierung der 
Demokratie und Rechtsstaatlichkeit sowie die Achtung der Menschenrechte und Grund-
freiheiten. Die Vorschriften sahen die Einrichtung eines Menschenrechts- und Demokra-
tie-Komitees vor, das im Juli 1999 seine Arbeit aufnahm. Das Hauptziel der EIDMR ist die 
Finanzierung von Aktivitäten, welche die Förderung der Menschenrechte, der Demokrati-
sierung und der Krisenprävention als Ziel verfolgen und die hauptsächlich in Zusammen-
arbeit mit Nichtregierungsorganisationen (NRO) und internationalen Organisationen 
durchgeführt werden. Im Gegensatz zu anderen EU-Programmen kann die EIDMR ohne 
die Zustimmung der Gastgeberregierung genutzt werden, da sie mit verschiedenen Part-
nern durchgeführt wird, die offizielle staatliche, nationale und internationale Regierungs-
organisationen oder -Institutionen ausschließen. Dies stellt einen bedeutenden Mehrwert 
für den Fall dar, dass aus irgendeinem Grund die Hauptprogramme der EU nicht verfüg-
bar sind, z.B. aufgrund einer Aussetzung. Im Jahr 2002 war Georgien eines von 29 
Schwerpunktländern der EIDMR, mit weiteren Projekten in den Jahren 2003 und 2004. 
Dadurch erhielt Georgiens Zivilgesellschaft etwa zwei Millionen Euro an Unterstützung. 

 
 
84 Vgl. Council of the European Union, Council Regulation No. 99/2000 of December 1999 concerning the 

provision of assistance to the partner States in Eastern Europe and Central Asia, 18. Januar 2000, in: 
ec.europa.eu/comm/europeaid/projects/tacis/publications/general/new_regulation_en.pdf (Zugriff 5/ 
2006), S. 7. 
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Seit 1999: Die Partnerschafts- und Kooperationsabkommen 

Im Jahr 1999 traten die Partnerschafts- und Kooperationsabkommen (PKA) in Kraft, 
welche die bilateralen Beziehungen mit jedem Partnerland regeln. Damit wurde TACIS 
ein etwas strategischeres Instrument, weil es nicht länger eine „alleinstehende Aktivität“, 
sondern Teil einer sich herausbildenden Beziehung zu jedem Partnerland war. Innerhalb 
des rechtlichen Rahmens der PKA, welche die Beziehungen zwischen der EU und dem 
individuellen Partnerland für zehn Jahre formalisieren, erfolgt die Programmierung und 
Identifizierung von TACIS-Mitteln über Länderstrategiepapiere. Diese werden für fünf bis 
sieben Jahre erstellt, definieren die Langzeitziele der Zusammenarbeit und identifizieren 
die strategischen Prioritäten sowie (Nationale) Indikativprogramme, welche für üblicher 
Weise drei Jahre sektorale und Querschnittsthemen, spezifische Ziele und erwartete Er-
gebnisse festlegen. Das Länderstrategiepapier Georgien für den Zeitraum 2002 bis 2006 
wurde frühzeitig außerhalb des regulären Programmzyklus bereits im September 2003 
überarbeitet. Der Grund hierfür lag in der ernsten Verschlechterung der Sicherheitslage 
und dem mangelnden Fortschritt in Richtung Demokratie und Marktwirtschaft.85 Die 
Europäische Kommission argumentierte, dass 

„mehr als zehn Jahre bedeutenden Umfangs an EU-Unterstützung noch nicht zu den erwar-
teten Ergebnissen geführt haben […] [D]ie georgische Regierung hat noch nicht den Grad 
an Verbundenheit zur Umsetzung der Politikziele, die mit der Unterstützung verknüpft 
sind, gezeigt, den die EU legitimer Weise erwarten darf.“86

Infolgedessen würde Unterstützung nur noch dann zur Verfügung gestellt, „wenn und 
insoweit“87 die georgische Regierung glaubwürdige Reformmaßnahmen unternähme. 
Diese Kürzung der Unterstützung dauerte jedoch wegen des Regierungswechsels vom 
November 2003 nicht lange an. 

Drei gemeinsame EU-Partnerland-Institutionen sind durch Titel XI der PKA „Institu-
tionelle, allgemeine und Schlussbestimmungen“ geschaffen worden: 

(1) ein „Kooperationsrat“, der sich aus Mitgliedern des EU-Rates und der Europäischen 
Kommission einerseits und Regierungsmitgliedern des Partnerlandes andererseits zu-
sammensetzt und der sich einmal im Jahr auf Ministerebene triff, um die Umsetzung 
des Abkommens zu überwachen, 

(2) ein „Kooperationskomitee“, das sich aus Vertretern von Mitgliedern des Rates und 
von Mitgliedern der Kommission einerseits und Regierungsvertretern des Partnerlan-
des andererseits zusammensetzt und das sich regelmäßig (normalerweise) auf Ebene 
des gehobenen Dienstes, um den Kooperationsrat zu unterstützen und 

 
 
85 Die EU-Georgien-Beziehungen wurden von einer Reihe von Vorfällen nachteilig beeinflusst, z.B. als im 

Dezember 2001 Günther Beuchel, ein Delegationsmitglied der Europäischen Kommission in Georgien, 
ermordet oder ein TACIS-Vertragspartner im Juni 2002 entführt und für fünf Monate gefangen gehalten 
wurde. Beide Verbrechen wurden von den georgischen Behörden nie aufgeklärt. 

86 European Commission, Country Strategy Paper 2003 – 2006, Tacis National Indicative Programme 2004-
2006, Georgia, adopted by the Commission on 23 September 2003, in: ec.europa.eu/comm/external_ 
relations/georgia/csp/georgia_csp_6.pdf (Zugriff 6/2005), S. 21 [Übersetzung P.J.]. 

87 Ebd., S. 4 [Übersetzung P.J.]. 
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(3) ein „Parlamentarisches Kooperationskomitee“, das sich aus Mitgliedern des Europäi-
schen Parlaments und des Parlaments des Partnerlandes zusammensetzt und das sich 
in selbst bestimmten Intervallen trifft, um Sichtweisen auszutauschen. 

Die PKA stellen einen politischen Rahmen bereit für politischen Dialog, EU-
Unterstützung von demokratischer und wirtschaftlicher Transition, die Förderung von 
Handel und Investition und die Einrichtung eines Frameworks für legislative, wirtschaftli-
che, soziale, finanzielle, wissenschaftliche, technologische und kulturelle Zusammenar-
beit.88 Dennoch nehmen die Titel des „politischen Dialogs“, der „legislativen Zusammen-
arbeit“ und der „Zusammenarbeit in Demokratie- und Menschenrechtsbelangen“ nur 
eine Seite des PKA mit Georgien ein, während die Titel des „Güterhandels“, der „Bestim-
mungen, die Gewerbe und Investitionen betreffen“ und der „wirtschaftlichen Zusammen-
arbeit“ 27 Seiten des insgesamt 51 Seiten langen Abkommens umfassen. Daher „ist das 
Herz der PKA wirtschaftlich und technisch“89. Dessen ungeachtet haben die PKA nicht 
nur einen institutionalisierten politischen Dialog geschaffen, sie versuchen auch, „diesel-
ben Strategien und Instrumente anzuwenden“90 wie das Erweiterungsframework, und ha-
ben das gleiche Ziel, die Verbundenheit des Partnerlandes zu gemeinsamen Werten bzw. 
die Erfüllung der Kopenhagen-Kriterien zu erreichen. Sie sehen politische Konditionalität 
vor, aber versagen hinsichtlich ihrer effektiven Umsetzung. Anstelle einer Suspensions-
klausel beinhalten sie lediglich einen Artikel, der es jeder Vertragspartei ermöglicht, im 
Falle eines Verstoßes „angemessene Mittel zu ergreifen“91. Wegen einer Verschlechterung 
der Sicherheitslage wurde das Länderstrategiepapier für Georgien vorzeitig überarbeitet. 
Dies wurde von dem „ungewöhnlichen Schritt“92 zusätzlicher Beträge für institutionelle 
Reformen und die Zivilgesellschaft begleitet. Die neuen Projekte schlossen ein groß ange-
legtes Projekt zur Wählerausbildung ein. In scharfem Gegensatz zum Erweiterungsframe-
work sehen die PKA enge Handelsbeziehungen und politische Zusammenarbeit vor, kön-
nen aber nicht die EU-Mitgliedschaft als starken Anreiz anbieten. Die PKA schaffen keine 
symmetrischen Beziehungen und die meisten der sogenannten Partnerländer haben nur 
die Androhung eines Instabilitätsexports als Hebel zur Verfügung, um ihren Forderungen 
in Verhandlungen mit der EU Nachdruck zu verleihen.93 Vor der „Rosenrevolution“ war 
das politische Profil der EU somit gering ausgeprägt. 

 
 
88 Vgl. Artikel 1 der PKA. 

89 Lynch 2003, a.a.O. (Anm. 57), S. 181 [Übersetzung P.J.]. 

90 Tanja A. Börzel/Thomas Risse, One Size Fits All! EU Policies for the Promotion of Human Rights, De-
mocracy and the Rule of Law, Center for Development, Democracy, and the Rule of Law, prepared for 
the Workshop on Democracy Promotion, October 4-5, 2004, Center for Development, Democracy, and 
the Rule of Law, Stanford University, in: http://www.atasp.de/downloads/tandt_stanford_final.pdf (ac-
cessed 8/2005), S. 15 [Übersetzung P.J.]. 

91 Diese Klausel findet sich in Artikel 98 des PKA mit Georgien. 

92 Vgl. Youngs 2006, a.a.O. (Anm. 66), S. 74. 

93 Vgl. William Wallace, Looking after the Neighbourhood: Responsibilities for the EU-25, in: Notre 
Europe Policy Papers No. 4, Juli 2003, S. 18. 
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Seit 2003: Der EU-Sondergesandte für den Südkaukasus 

Frustration mit dem mangelnden Fortschritt bei der Umsetzung der PKA und die Auf-
nahme der drei Südkaukasus-Länder in den Europarat im Jahr 2001 führte zu einer Zu-
nahme der EU-Aktivitäten. Die schwedische Ratspräsidentschaft 2001 räumte der Region 
Priorität ein. Beginnend mit dem ersten Besuch einer EU-Troika im Südkaukasus, zu-
sammengesetzt aus Javier Solana, Chris Patten und Anna Lindt, im Februar 2001, zeigte 
Europa zunehmendes politisches Interesse an der Region. Die Ereignisse des 11. Septem-
ber 2001 haben die Wahrnehmung verstärkt, dass eine Verbindung zwischen schwacher 
Staatlichkeit und Bedrohungen für die internationale Sicherheit besteht. Da schwache 
Staatlichkeit zu den Hauptproblemen des Südkaukasus gehört, wurde die Region auch aus 
Sicherheitsgründen zunehmend interessant für die EU. 

Im Juli 2003 ernannte die EU den finnischen Diplomaten Heikki Talvitie zu ihrem 
Sondergesandten für den Südkaukasus.94 Der Sondergesandte soll die Arbeit des Hohen 
Vertreters für die Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik (GASP), Solana, in der 
Region unterstützen und zu den EU-Politikzielen beitragen. Letztere schließen ein, Arme-
nien, Aserbaidschan und Georgien bei der Durchführung politischer und wirtschaftlicher 
Reformen zu unterstützen, Konflikten vorzubeugen und ihre Bearbeitung zu unterstüt-
zen, die Rückkehr von Flüchtlingen und intern Vertriebenen zu fördern, sich mit nationa-
len Schlüsselakteuren der Nachbarregion zu befassen, die innerregionale Zusammenarbeit 
zu unterstützen sowie Koordination, Konsistenz und Effektivität der EU-Aktivitäten im 
Südkaukasus sicherzustellen.95

Während sich frühere Instrumente der EU überwiegend auf technische Maßnahmen 
zur Unterstützung der wirtschaftlichen Transition konzentriert haben und – obwohl tat-
sächlich eine substantielle Privatisierung der Wirtschaften, begleitet von einer Rückkehr 
zu Wachstum und monetärer Stabilisierung, eintrat – politische und andere in den Ab-
kommen vorgesehene Ziele weniger ausgeprägt waren, stellt der Sondergesandte deutlich 
ein politisches Instrument dar. Grundsätzlich hat Brüssel entschieden, sich nicht direkt an 
den Verhandlungsprozessen der „eingefrorenen“ Konflikte in der Südkaukasus-Region zu 
beteiligen, sondern diese Aufgabe der VN-Mission und der OSZE zu überlassen.96 Dies 
wurde als „Scheckbuch-Effekt“ bezeichnet: Die EU verfügt über Mittel und bietet schnelle 
und folgerichtige Unterstützung an, aber erst, wenn das Partnerland „bereit“ ist, d.h. 
wenn die Grundlage für Frieden bereits geschaffen worden ist.97 Nichtsdestotrotz nahm 

 
 
94 Vgl. Joint Action 2003/496/CFSP, OJ L 169 vom 8. Juli 2003. 

95 Council Joint Action 2003/496/CFSP of 8 July 2003 concerning the appointment of an EU Special Repre-
sentative for the South Caucasus, in: http://ue.eu.int/uedocs/cmsUpload/L169-8.7.2003.pdf (Zugriff 
3/2006). 

96  Diese Sicht wurde von Vertretern der Europäischen Kommission auch noch in Interviews vertreten, 
welche die Autorin im Mai 2006 in Brüssel geführt hat. 

97 Vgl. Célia Chauffour/Francois Gremy, Berg-Karabkh, Südossetien, Abchasien: Einblicke ins Innere der 
europäischen Politik im Südkaukasus, 28. November 2004, in: www.caucaz.com/home_de/breve_ 
contenu_imprim.php?id=24 (Zugriff 3/2006). 
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der Sondergesandte Talvitie eine aktivere Rolle in der Südossetien-Krise im Sommer 2004 
ein und besuchte die Region recht regelmäßig. 

Alles in allem hat die EU durch die Ernennung eines Sondergesandten an Sichtbarkeit 
in der Region des Südkaukasus gewonnen, die zuvor recht begrenzt war. Dennoch bleibt 
das Instrument des Sondergesandten „von geringem Profil und instrumentell für die Glät-
tung potentiell antagonistischer Beziehungen mit Russland statt eine deutliche Aussage zu 
seiner Mission zu machen“98. Die Entscheidung, einen Sondergesandten für den Südkau-
kasus zu ernennen, kann als eine Reaktion auf das wachsende Bewusstsein der Mitglieds-
staaten interpretiert werden, dass eine EU-Politik vielversprechender in Fragen sein könn-
te, die nationale Politiken bislang nicht in der Lage waren zu lösen. Aber dennoch stellt 
das Mandat des Sondergesandten einen Kompromiss dar: Der erste Sondergesandte Talvi-
tie verfügte anders als sein Nachfolger (siehe unten) nicht über ein Büro in Brüssel, son-
dern hatte seinen Sitz in Helsinki. Darüber hinaus verfügte er über nur begrenzte Res-
sourcen und geringe technische Unterstützung. Des Weiteren wurde Talvitie zum Groß-
teil von Finnland finanziert. Aber vor dem Hintergrund wachsender Spannungen zwi-
schen den Mitgliedsstaaten wurde das Team des Sondergesandten gestärkt. Die Spannung 
sind über die Möglichkeit einer EU-Operation zur Überwachung der russisch-georgischen 
Grenze entstanden, nachdem die OSZE-Grenzbeobachtungsmission wegen eines russi-
schen Vetos im Dezember 2004 geschlossen worden ist. Darüber hinaus überarbeitete der 
Rat das Mandat des Sondergesandten im Sinne einer stärkeren politischen Rolle und ei-
nem Fokus auf den Konflikten99 noch bevor Talvitie im Februar 2006 von Peter Semneby, 
dem schwedischen Leiter der OSZE-Mission in Kroatien zwischen 2002 und 2005, abge-
löst wurde.100 Während die ursprüngliche Aufgabe des Sondergesandten darin lag, „die 
Konfliktbearbeitung zu unterstützen, insbesondere der EU zu ermöglichen, die Vereinten 
Nationen [und...] die OSZE zu unterstützen“101, kann er mit dem gestärkten Mandat „zur 
Lösung der Konflikte beitragen und [...] die Umsetzung mit den Vereinten Nationen 
[und...] der [OSZE] erleichtern“102. 

Erhöhte EU-Aktivitäten nach der „Rosenrevolution“ vom November 2003 

Die im Dezember 2003 verabschiedete Europäische Sicherheitsstrategie greift die Er-
kenntnis auf, dass fragile Staatlichkeit eine Bedrohung für die internationale Sicherheit 
darstellt. Die Strategie definiert das Scheitern von Staaten als „ein alarmierendes Phäno-
men, das die globale Politikgestaltung untergräbt und die regionale Instabilität vergrö-

 
 
98 Xymena Kurowska, Beyond the Balkans but Still in Civilian Uniform: EUJUST THEMIS to Georgia, in: 

CFSP Forum 4 (3), Mai 2006, S. 8-11, hier: S. 8 [Übersetzung P.J.]. 

99 Vgl. Council Joint Action 2006/121/CFSP, OJ L 49 vom 21.2.2006. 

100 Vgl. Lynch 2006, a.a.O. (Anm. 54), S. 65 f. 

101 Council Joint Action 2003/496/CFSP, a.a.O. (Anm. 95), Art. 3(d), S. 74 [Betonung hinzugefügt; Überset-
zung P.J.]. 

102 Council Joint Action 2006/121/CFSP, a.a.O. (Anm. 99), Art. 3(d), S. 15 [Betonung hinzugefügt; Überset-
zung P.J.]. 
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ßert“103 und erachtet es als eine der „Hauptbedrohungen“ neben Terrorismus, der 
Verbreitung von Massenvernichtungswaffen, regionalen Konflikten und organisierter 
Kriminalität.104. Sie erklärt außerdem, dass die EU „nun ein stärkeres und aktiveres Inte-
resse für die Probleme im Südkaukasus aufbringen“105 muss, die im Großen und Ganzen 
deckungsgleich mit den genannten Hauptdrohungen sind. Während frühere Dokumente 
der EU-Politiken gegenüber ihren Nachbarn nur Russland, die Westlichen Neuen Unab-
hängigen Staaten (NNUS) und die südlichen Anrainerstaaten des Mittelmeerraums adres-
siert106 und die Südkaukasus-Länder explizit ausgeklammert hatten107, lenkte die georgische 
„Rosenrevolution“ vom November 2003 internationale Aufmerksamkeit auf die Region 
und nährte Hoffnungen auf Fortschritte in den Demokratisierungsprozessen. 

Im Anschluss an die „Rosenrevolution“ stellte die EU über den Rapiden Reaktionsme-
chanismus (RRM) unmittelbare Unterstützung für die georgischen Präsidentschafts- und 
die Neuwahlen zum Parlament im Januar und März 2004 zur Verfügung. Die Europäische 
Kommission saß zudem gemeinsam mit der Weltbank einer internationalen Geberkonfe-
renz im Juni 2004 vor, die Georgien eine Gesamtsumme von 850 Millionen Euro für den 
Zeitraum 2004 bis 2006 zusagte. Verglichen mit dem Zeitraum zwischen 2001 und 2003 
verdoppelte die Europäische Kommission ihre Unterstützung für Georgien. Die EU ver-
stärkte auch ihre Rolle in Südossetien und Abchasien und entwickelte sich bis 2005 zu 
dem in beiden Konfliktzonen „größten und am umfassendsten tätigen Geber“108. 

Im Hinblick auf den Südossetien-Konflikt hat die EU seit 1998 drei Phasen eines Wie-
deraufbauprogramms mit insgesamt 7,5 Millionen Euro umgesetzt. Die dritte Phase bein-
haltet 2,5 Millionen Euro für den Wiederaufbau grundlegender Infrastruktur (wie Gas- 
und Wasserversorgung in Zchinwali, örtliche Müllentsorgung und Schulrenovierungspro-
jekte) und ist im Jahr 2006 fortgeführt worden. Sie schließt an frühere Phasen an, die sich 
auf die Wiederherstellung der Trinkwasserversorgung, von Teilen des Stromnetzes, Schu-
len und der Zugverbindung zwischen Gori und Zchinwali konzentriert haben. In Südos-
setien ist die EU direkter mit der Konfliktbearbeitung beschäftigt gewesen als in Abcha-
sien. Im Austausch für ihr Einverständnis die Mittelzuteilung der Europäischen Kommis-
sion mit den vier Seiten der Gemeinsamen Kontrollkommission (JCC) abzustimmen, 
nimmt die Europäische Kommission an Verhandlungen teil – zunächst an wirtschaftli-
chen Arbeitsgruppen und seit 2001 an der JCC. Die Unterstützung für die OSZE-Mission 
in Georgien, die sich auf insgesamt 500.000 Euro beläuft, wird zur Finanzierung der JCC 

 
 
103 Rat der Europäischen Union 2003, a.a.O. (Anm. 3), S. 4. 

104 Vgl. ebd., , S. 3-5. 

105 Ebd., S. 8. 

106 Vgl. u.a. European Commission, Paving the Way for a New Neighbourhood Instrument, Brüssel, 1. Juli 
2003, in: www.eu.int/comm/world/enp/pdf/com03_393_en.pdf (Zugriff 3/2006). 

107 Eine Fußnote in einer Mitteilung der Kommission erklärt: „Wegen ihrer Lage fallen auch die Länder 
südlich des Kaukasus nicht in den räumlichen Anwendungsbereich dieser Initiative.“ Europäische 
Kommission, Größeres Europa – Nachbarschaft: Ein neuer Rahmen für die Beziehungen der EU zu ih-
ren östlichen und südlichen Nachbarn, Brüssel, 11. März 2003, in: http://ec.europa.eu/world/enp/pdf/ 
com03_104_de.pdf (Zugriff 3/2006), S. 4. 

108 Lynch 2006, a.a.O. (Anm. 54), S. 64 [Übersetzung P.J.]. 
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verwendet.109 Aber ebenso wie in Abchasien wird die EU eher als die OSZE unterstützend 
empfunden als ein Akteur mit eigener politischer Rolle. Darüber hinaus haben sich die 
EU-Projekte in der Konfliktzone hauptsächlich auf den Wiederaufbau der Infrastruktur 
konzentriert, statt auf herkömmliche Vertrauensbildung. Die EU hat keine Projekte im 
Zusammenhang mit der Zivilgesellschaft, der Jugend, den Medien, Frauen oder ehemali-
gen Kombattanten finanziell gefördert.110

In Abchasien brachte sich die EU mit sieben Projekten ein: (1) die Europäische Kom-
mission startete in den Jahren 2005 und 2006 ein zweiphasiges Programm zum wirtschaft-
lichen Wiederaufbau, um die Bedingungen in Westgeorgien und in Regionen innerhalb 
Abchasiens (Gali, Ochamchire, Tkvarcheli and Zugdidi) zu verbessern (4 Millionen Eu-
ro); (2) die EU unterstützte Entminungsaktivitäten in Abchasien; (3) um das Enguri-
Wasserkraftwerk wiederaufzubauen, ein wesentlicher Elektrizitätsversorger für ganz West-
georgien, hat die Kommission etwa 9 Millionen Euro bereitgestellt; (4) ECHO setzte seine 
humanitären Hilfsprogramme in Abchasien und Restgeorgien mit einem Fokus auf Ge-
sundheits- und Landwirtschaftsprojekten fort; (5) über den Rapiden Reaktionsmecha-
nismus unterstützte die Kommission vertrauensbildende Aktivitäten internationaler 
NRO; (6) finanziert durch die EIDMR startete die Kommission im Jahr 2005 Mikropro-
jekte zur Unterstützung von NRO in den Sezessionsgebieten; (7) durch den Dezentrali-
sierten Kooperationsmechanismus hat die EU Wiederaufbaubemühungen in Suchumi 
und Westabchasien unterstützt.111 Obwohl die EU bis Mitte 2006 durch die Umsetzung 
von Projekten in der Größenordnung von etwa 25 Millionen Euro zur größten Geberin in 
Abchasien geworden ist, „läuft die EU Gefahr, um die Konflikte herum statt diese direkt 
zu bearbeiten“112. Hinsichtlich einer Sicherheitssektorreform in Abchasien, der Waffen-
proliferation, der Reintegration von Kombattanten oder der Verbesserung der Rechts-
staatlichkeit durch Polizeiprojekte ist keine substantielle Arbeit geleistet worden. 

Nach der „Rosenrevolution“ kam darüber hinaus die Idee einer ESVP-Mission für Ge-
orgien auf. Die Ständige Vertretung Estlands bei der EU hatte diese erstmals im Dezember 
2003 formuliert – ursprünglich mit dem breiten Geltungsbereich einer integrierten zivilen 
Verwaltung. Im Februar 2004 stellte ein litauischer Vertreter die Initiative dem Komitee 
über Zivile Aspekte des Krisenmanagements (CIVCOM) vor.113 Das Ratssekretariat, ge-
nauer DGE IX, unterstützte die Idee und entsandte im März 2004 eine Erkundungsmissi-
on nach Georgien, obwohl einige Mitgliedsstaaten dies als unnötige Verärgerung Russ-
lands empfanden. Die Empfehlungen schlossen den Einbezug des Justizvollzugssystems 
ein, welche die im Mai 2004 ausgesandte Untersuchungsmission (Factfinding) auch be-

 
 
109 Vgl. International Crisis Group 2006, a.a.O. (Anm. 20), S. 20. 

110 Vgl. ebd., S. 21. 

111 Vgl. Lynch 2006, a.a.O. (Anm. 54), S. 64. 

112 International Crisis Group 2006, a.a.O. (Anm. 20), S. 19 [Übersetzung P.J.]. 

113 CIVCOM wurde mit dem Vertrag von Nizza geschaffen. Es ist für die zivilen Aspekte der ESVP zustän-
dig und entwickelt zivile Projekte zur Realisierung der EU-Ziele des zivilen Krisenmanagements. Des 
Weiteren koordiniert CIVCOM die Entsendung von Polizeikräften, Justizbeamten und anderer nichtmi-
litärischer Spezialisten. 
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rücksichtigte. Dies führte zu einer Auseinandersetzung mit der Europäischen Kommissi-
on, die bereits ein Projekt zum Strafvollzug in Georgien durchführte. Nichtsdestotrotz 
stellte die EU mit EUJUST THEMIS zwischen Juli 2004 und Juli 2005 ihre erste ESVP-
Mission zur Rechtsstaatlichkeit auf.114 Um die Umsetzung des daraus hervorgehenden 
Reformstrategieentwurfs nach der Beendigung von THEMIS zu unterstützen, wurden bis 
Februar 2006 zwei ehemalige THEMIS-Experten für das gestärkte Team des EU-
Sondergesandten abgestellt. Auf georgische Initiative ist der Umsetzungsplan für den 
Entwurf der Strafrechtsreform in den Aktionsplan der ENP eingeschlossen worden. Der 
Aktionsplan wurde am 14. November formal verabschiedet (siehe unten, Seite 30).115

Seit 2004: Die Europäische Nachbarschaftspolitik 

Als sich der Südkaukasus mit der jüngsten Erweiterung um zehn neue Mitgliedstaaten im 
Mai 2004 geographisch den Grenzen Europas annäherte, schlossen die Strategiepapiere 
der Europäischen Kommission zur ENP auch Armenien, Aserbaidschan und Georgien als 
„bestimmte andere Länder im Nahbereich der erweiterten EU“116 ein, zusammen mit 
Weißrussland und Libyen. Der Rat billigte dieses Strategiepapier im Juni 2004 und ent-
schied auf dieser Grundlage, die drei Staaten in die ENP einzubeziehen „und ihnen die 
Aussicht auf eine erheblich intensivere Partnerschaft zu eröffnen, und [...] damit eine[n] 
wichtigen Schritt zum Engagement der Europäischen Union im Südkaukasus“117 zu voll-
ziehen. 

Die ENP soll ein Rahmenwerk für die EU-Beziehungen mit diesen Staaten bereitstel-
len, ohne die Beitrittsperspektive in Aussicht zu stellen. Die Hauptziele 

„zur Eindämmung der Armut und zur Schaffung eines Raums gemeinsamen Wohlstands 
und gemeinsamer Werte auf der Grundlage vertiefter wirtschaftlicher Integration, intensi-
verer politischer und kultureller Beziehungen, engerer grenzübergreifender Zusammenar-
beit und gemeinsamer Verantwortung der EU und ihrer Nachbarstaaten für die Konflikt-
prävention“118

sollen in mehreren Schritten verfolgt und erreicht werden. Diese beinhalten u.a. die Ent-
wicklung von Länderberichten und Aktionsplänen, um der Vielfalt der betroffenen Län-
der Rechnung zu tragen, und die Einführung des Europäischen Nachbarschafts- und 
Partnerschaftsinstruments (ENPI) im Jahr 2007, das frühere finanzielle Instrumente wie 

 
 
114 Detailliertere Informationen zu den Entscheidungs- und Implementierungsprozessen vgl. Kurowska 

2006, a.a.O. (Anm. 98). 

115  Vgl. EU/Georgia Action Plan, in: http://ec.europa.eu/world/enp/pdf/action_plans/georgia_enp_ap_final 
_en.pdf (Zugriff 11/2006), S. 4 

116 Europäische Kommission, Europäische Nachbarschaftspolitik Strategiepapier, Brüssel, 12. Mai 2004, in: 
http://ec.europa.eu/world/enp/pdf/strategy/strategy_paper_de.pdf (Zugriff 3/2006), S. 10. 

117 Europäische Kommission, Europäische Nachbarschaftspolitik – Empfehlungen für Armenien, Aserbai-
dschan und Georgien sowie für Ägypten und Libanon, Brüssel, 2. März 2005, in: http://ec.europa.eu/ 
world/enp/pdf/enp_communication_72_2005_de.pdf (Zugriff 3/2006), S. 2. 

118 European Commission 2003, a.a.O. (Anm. 106), S. 9. 
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TACIS oder die EIDMR ersetzen wird.119 Die EU hat versprochen, dass eine erfolgreiche 
Erfüllung des Aktionsplans zur weiteren Entwicklung der bilateralen Beziehungen führen 
kann, einschließlich neuer Vertragsbindungen in Form von Europäischen Nachbar-
schaftsabkommen.120 Die Aktionspläne stellen keine rechtlich bindenden Abkommen dar 
– daher bleiben die PKA das Schlüssel-Rahmenwerk zur Festlegung der bilateralen Bezie-
hungen. 

Der Länderbericht für Georgien – wie auch für Armenien und Aserbaidschan – wurde 
Anfang März 2005 verabschiedet. Aufgrund von Protesten seitens des neuen EU-
Mitgliedsstaats Zypern gegen aserische Direktflüge nach Nordzypern war die EU nicht 
bereit, die Beratungen über die Aktionspläne im Sommer 2005 aufzunehmen. Statt dessen 
begannen diese nicht vor Ende 2005.121 Die Europäische Kommission hat dem Rat einige 
Empfehlungen hinsichtlich des Aktionsplanes für Georgien gegeben. Diese schlossen die 
Intensivierung des politischen Dialogs; die Fortsetzung der Durchführung des PKA; die 
Unterstützung marktwirtschaftlicher Reformen mit dem Ziel der schrittweisen wirtschaft-
lichen Integration in den Binnenmarkt der Union; die Fortsetzung der Unterstützung des 
wirtschaftlichen Wiederaufbaus in den Konfliktgebieten im Rahmen der Beilegung des 
Konflikts; die Anhebung der finanziellen Unterstützung und mehr finanzielle Unterstüt-
zung für die regionale Zusammenarbeit; eine verstärkte Zusammenarbeit im Bereich Jus-
tiz und Inneres, möglicherweise einschließlich der Aufnahme eines Dialogs über die Zu-
sammenarbeit bei Visa und über ein Rückübernahmeabkommen; die Intensivierung der 
Zusammenarbeit auf den Gebieten Energie, elektronische Kommunikation, Verkehr, 
Umwelt, maritime Angelegenheiten und Fischerei und öffentliche Gesundheit sowie eine 
verstärkte Zusammenarbeit in Wissenschaft, Technologie und Innovation und Intensivie-
rung direkter persönlicher Kontakte, vor allem in den Bereichen allgemeine und berufli-
che Bildung und Jugend ein.122

Der Verweis auf die Konfliktbeilegung in diesen Empfehlungen war mit der Erklärung, 
dass der Aktionsplan die „Fortsetzung der Unterstützung des wirtschaftlichen Wiederauf-
baus in den Konfliktgebieten im Rahmen der Beilegung des Konflikts“123 anbieten solle, 
eher einschränkend. Nach zwei Beratungsrunden im November 2005 und im März 2006, 
verliehen georgische Quellen ihrer Frustration darüber Ausdruck, dass die EU nicht bereit 
wäre, mehr Verbindlichkeiten hinsichtlich der Konfliktbearbeitung mit in den Text des 
Aktionsplans aufzunehmen.124 Tiflis würde gerne sehen, dass die EU ihre Unterstützung 

 
 
119 Siehe European Commission, Thematic Programme for the promotion of democracy and human rights 

worldwide under the future Financial Perspectives (2007-2013). 

120 Vgl. Europäische Kommission 2004, a.a.O. (Anm. 116), S. 3-4. 

121 Vgl. Walter Kaufmann, Europäische Nachbarschaftspolitik (ENP) im Südkaukasus, in: Heinrich Böll 
Stiftung EU Regional Büro Brüssel (Hg.) 2005, Von außen betrachtet: Perzeption europäischen Außen- 
und Sicherheitspolitik in Nachbarländern der EU, Brüssel 2005, S. 13-14, hier: 14. 

122 Vgl. Europäische Kommission 2005, a.a.O. (Anm. 117), S. 6. 

123 Europäische Kommission 2005, a.a.O. (Anm. 117), S. 6. 

124 Gemäß von der International Crisis Group im März 2006 in Tiflis geführter Interviews mit Vertretern 
des georgischen Außenministeriums; vgl. (auch für das Folgende) International Crisis Group 2006, 
a.a.O. (Anm. 20), S. 9 f. 
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des wirtschaftlichen Wiederaufbaus in den Konfliktzonen mit größerem politischen und 
militärischen sicherheitsbezogenem Engagement ergänzt, insbesondere im Hinblick auf 
EU-Verbindlichkeiten gegenüber Russland. Die EU ist jedoch mehr an der Unterstützung 
der aktuellen VN- und OSZE-Verhandlungsbemühungen interessiert.125 Sie erachtet die 
Förderung europäischer Werte als ein indirektes Mittel, um zur Konfliktbeilegung beizu-
tragen, indem sie dem georgischen Staat hilft, attraktiver für Südossetien und Abchasien 
zu werden als eine engere Integration mit Russland. Nichtsdestotrotz hat der Aktionsplan, 
der am 14. November 2006 verabschiedet wurde, die Förderung einer friedlichen Beile-
gung interner Konflikte als „priority area 6“ aufgenommen. Dieser Vorzugsbereich be-
zieht sich auf verstärkte Bemühungen in der Vertrauensbildung, die Berücksichtigung 
weiterer wirtschaftlicher Unterstützung im Lichte von Fortschritten im Konfliktlösungs-
prozess, den aktiven Beitrag zur Beschleunigung des Demilitarisierungs- und Konfliktbei-
legungsprozesses und Fragen der territorialen Einheit Georgiens und der Lösung seiner 
internen Konflikte in EU-Russland-Treffen des politischen Dialogs einzubeziehen.126

3.3 Zwischenergebnis 

Während der 1990er Jahre gestaltete sich die EU-Politik gegenüber den postsowjetischen 
Transformationsländern „explorativ, reaktionär und evolutionär, dabei aber wenig strin-
gent“127. Die EU hat aufgrund der besonderen Beziehungen zu Moskau auf nationaler 
(mitgliedsstaatlicher) Ebene gezögert, eine aktive politische Rolle in Russlands Peripherie 
zu übernehmen. Sie ließ sich mit der Ausdifferenzierung der ehemaligen Sowjetunion Zeit 
– frühe Instrumente der Unterstützung, wie TACIS, waren auf das gesamte GUS-Gebiet 
gerichtet: „[...] wenn wir mit Strategie eine kohärente Beziehung zwischen Zielen und 
Mitteln meinen, dann gibt es im Kaukasus keine EU-Strategie“128. Vielmehr hat sich die 
EU bei ihren Aktivitäten eher von Ereignissen leiten lassen. 

Bis zu jüngeren Entwicklungen, wie dem 11. September, der das Sicherheitsparadigma 
stärkte, die Verabschiedung der Europäischen Sicherheitsstrategie im Dezember 2003 und 
der EU-Osterweiterung vom Mai 2004 waren die EU-Interessen in der Region von wirt-
schaftlichen und energie-bezogenen Fragen dominiert. Die politische Dimension in den 
Außenbeziehungen wurde – abgesehen von der Erweiterungspolitik – erst relativ spät zu 
einem Hauptgegenstand für die EU. Bis 2001 war deutlich geworden, dass die Konflikte 
als Teil des PKA-Prozesses adressiert werden müssten129 – immerhin hatte Brüssel die vor-
dringliche Wichtigkeit der Konfliktlösung für die Effektivität externer Unterstützung seit 

 
 
125 Dieser Sicht gaben Vertreter der Europäischen Kommission in Interviews Ausdruck, die von der Autorin 

Anfang Mai 2006 in Brüssel geführt worden sind. 

126  Vgl. EU/Georgia Action Plan, a.a.O. (Anm. 115), S. 10. 

127 Vgl. u.a. Fischer 2006, a.a.O. (Anm. 80), S. 145. 

128 MacFarlane 2004, a.a.O. (Anm. 61), S. 132 [Übersetzung P.J.]. 

129 Vgl. General Affairs Council Conclusions, Brüssel, 26.-27. Februar 2001. 
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1999 betont130. Dies führte allerdings nicht zu einer unmittelbaren Anpassung existieren-
der oder der Schaffung neuer Instrumente. Tatsächlich wären Armenien, Aserbaidschan 
und Georgien wahrscheinlich ohne den Auslöser der „Rosenrevolution“ in Georgien auch 
nicht in die ENP einbezogen worden, nachdem die Europäische Sicherheitsstrategie die 
Aufmerksamkeit auf die Region gelenkt hatte und ein EU-Sondergesandter im Sommer 
2003 ernannt worden war. Und selbst dieser Entscheidung waren langwierige interne Dis-
kussionen im Rat und der Kommission vorausgegangen. Und ohne die „Rosenrevolution“ 
hätte die EU wahrscheinlich auch nicht ihren finanziellen Beitrag zur Konfliktbearbeitung 
in Südossetien und Abchasien bedeutend erhöht. 

Insofern hat sich die EU mehr mit den beiden Sezessionskonflikten befasst – allerdings 
nicht aus ihrer eigenen Bewertung der Wichtigkeit der Konfliktlösung resultierend, son-
dern seit 2003 eher als Folge von Ereignissen. Aber dennoch scheint die EU willens zu 
sein, vor dem Hintergrund ihres herausgebildeten deutlichen Interesses an der Stabilität 
des Südkaukasus eine aktivere politische Rolle zu übernehmen. Dies spiegelt sich in der 
Ernennung eines EU-Sondergesandten für die Region und – insbesondere in Georgien, 
wo die Resonanzstrukturen der EU gegenüber offener sind als in Armenien oder Aserbai-
dschan – in der Anwendung des Rapiden Reaktionsmechanismus und der Entsendung 
einer ESVP-Mission wider. Allerdings erfährt dieser „Wille“ bzw. diese Bereitschaft einige 
Einschränkungen. Obwohl die EU die Konfliktlösung als vordringliche Wichtigkeit iden-
tifiziert, betont sie, dass sie nicht bereit ist, direkt an den Verhandlungsprozessen beteiligt 
zu sein, sondern nur die finanziellen Mittel für die Vertrauensbildung in Unterstützung 
der VN- und OSZE-geführten Verhandlungen oder für die Unterstützung des Wiederauf-
baus nach einem Friedensschluss bereitstellt.131 Die EU-Projekte in den Konfliktzonen 
haben sich hauptsächlich auf einen Wiederaufbau der Infrastruktur statt auf herkömmli-
che Vertrauensbildung konzentriert. Die Zurückhaltung der EU gegenüber einer direkten 
Beteiligung kann unter anderem mit der Tatsache erklärt werden, dass Russland für die 
meisten Mitgliedsstaaten ein wichtigerer strategischer Partner als Georgien ist. Brüssel 
folgt hinsichtlich der Konflikte einem weichen Ansatz und geht davon aus, dass die Unter-
stützung Georgiens bei dem Unterfangen, ein verantwortungsvoll geführter Staat zu wer-
den, dazu beitragen könnte, Georgien für die abtrünnigen Gebiete attraktiver zu machen 
als eine engere Integration mit der Russischen Föderation. Konditionalität und die Förde-
rung der EU-Werte waren bislang von begrenzter Wirksamkeit, da es der EU an starken 
Anreizen, wie einer EU-Beitrittsperspektive, mangelt. Obwohl das Potential der Aktions-
pläne hinsichtlich der Förderung der Konfliktbearbeitung noch nicht voll ausgeschöpft 
worden ist, besteht für die EU die Möglichkeit, ihre Rolle im Südkaukasus zu überdenken 
und zu stärken.132 Welche Rolle also sollte die EU in Georgien spielen? 

 
 
130 Vgl. General Affairs Council, 21.-22. Juni 1999, Press 198 Nr. 9008/99 sowie Dov Lynch, Security Sector 

Governance in the Southern Caucasus – Towards an EU Strategy, in: Geneva Centre for the Democratic 
Control of Armed Forces (DCAF) (Hg.), Security Sector Governance in the Southern Caucasus: Chal-
lenges and Visions, Geneva (DCAF), 2004, S. 34-47, hier: 42. 

131 Dieser Sichtweise verliehen Vertreter der Europäischen Kommission in Interviews Ausdruck, welche die 
Autorin Anfang Mai 2006 in Brüssel geführt hat. 

132 Vgl. International Crisis Group 2006, a.a.O. (Anm. 20), S. 8. 
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4. Schlussbetrachtung: Zur Rolle der EU in Georgien 

Wie die jüngste Krise zwischen Georgien und Russland im Herbst 2006 sowie bereits die 
alarmierende Eskalation des Südossetienkonflikts im Sommer 2004 gezeigt haben, könnte 
die EU sich schneller mit einem Krieg unter ihren Nachbarn oder in ihrer neuen Nachbar-
schaft konfrontiert sehen als ihr lieb wäre. Brüssels normative, wirtschaftliche und sicher-
heitsbezogene Interessen stehen auf dem Spiel. Daher ist eine Einschätzung notwendig, 
wie die EU ihren Interessen am besten gerecht werden kann. 

Vor dem Hintergrund ihres Images als „ehrlicher Maklerin“, die frei von den traditio-
nellen Rivalitäten zwischen der USA und Russland ist, sowie des bisherigen Versagens der 
VN- und OSZE-geführten Verhandlungsmechanismen zumindest im Hinblick auf das 
Erreichen endgültiger Lösungen, erscheint die EU geeignet für die Aufgabe der Konflikt-
bearbeitung. Wie gezeigt worden ist, hat Europa zudem wichtige Interessen in Georgien, 
insbesondere was die Vermeidung von Instabilitäten an ihren Grenzen betrifft. Tatsäch-
lich kann es jedoch nicht im Interesse Brüssels liegen, direkt in die Verhandlungsprozesse 
in Südossetien und Abchasien involviert zu werden. Die Beschaffenheit dieser beiden Se-
zessionskonflikte ist „eingefroren“ mit kaum einer Möglichkeit, in naher Zukunft „entfro-
ren“ zu werden (abgesehen von der Gefahr, durch die Eskalation zu heißen Kriegen „auf-
getaut“ zu werden). Sie auf kurze Sicht „entfrieren“ zu wollen, ist bislang ein unerreichba-
res Ziel und daher die falsche Strategie. Dies trifft nicht nur auf Saakaschwilis Strategie 
einer schnellen Wiedereingliederung der abtrünnigen Regionen zu, sondern auch auf die 
Einschätzung der EU, dass externe Unterstützung nur dann wirksam sein kann, wenn die 
Konflikte gelöst sind. Warum also sollte die EU eine stärkere Rolle in der Konfliktbearbei-
tung einnehmen? Weil Georgien darum gebeten hat? Weil die VN- und OSZE-geführten 
Verhandlungsmechanismen von Russland blockiert werden? 

Bislang hat Saakaschwili Europa vor dem Hintergrund seines engen Verhältnisses zu 
den USA nicht viel Aufmerksamkeit geschenkt. Er hat eine Strategie der Provokation 
Russlands angewandt, um eine starke Reaktion auszulösen, die ihm die Solidarität des 
„Westens“ sichern würde. Da Washington sich in letzter Zeit etwas von Georgien distan-
ziert hat, besteht jetzt die Chance, Saakaschwili in seinem riskanten Ansatz zu mäßigen, 
um eine besonnenere, konstruktivere Linie zu fahren. Anstelle in etwas verwickelt zu wer-
den, das starke strategische Interessen der EU und ihrer Mitgliedsstaaten, d.h. gute Bezie-
hungen zu Russland aufrecht zu erhalten, untergraben könnte, könnte Brüssel an dieser 
Stelle diese Beziehungen, seine Bemühungen um eine „strategische Partnerschaft“ und 
sein neutrales Image dazu nutzen, den Dialog zwischen Tiflis und Moskau zu fördern. Des 
Weiteren hat es die EU ja bereits geschafft, die größte und am umfassendsten engagierte 
Geberin in beiden Konfliktzonen zu werden, ohne direkt einzugreifen. Was also sollte 
falsch an dem Ansatz der EU sein, die VN und die OSZE (finanziell) zu unterstützen an-
stelle selbst direkt einzugreifen? Brüssel selbst hat den Punkt hervorgehoben, dass andere 
externe Akteure direkt an der Konfliktbearbeitung beteiligt sind. Was sollte der spezifische 
Mehrwert eines EU-Engagements sein? Es ist unrealistisch, dass eine direkte EU-Beteili-
gung an den Verhandlungsprozessen irgendetwas ändern würde, was zuvor nicht geändert 
werden konnte. Darüber hinaus sollte berücksichtigt werden, dass es für die EU dringli-
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chere Dinge auf der außenpolitischen und – nach den Referenden in Frankreich und den 
Niederlanden – der inneren Agenda gibt. Insofern liegt es nicht im Interesse der EU, ihre 
direkte Rolle in der Konfliktbearbeitung aufzuwerten. 

Aber um ihre Interessen zu verfolgen, sollte die EU ihre in den letzten Jahren heraus-
gebildete Rolle weiterentwickeln. So sollte Brüssel keine neuen Instrumente schaffen, son-
dern die bereits zur Verfügung stehenden Instrumente kohärenter zum Einsatz bringen. 
Das Mandat des EU-Sondergesandten für den Südkaukasus ist bereits gestärkt worden, 
um ihm eine aktivere politische Rolle einzuräumen. Es sollte noch weiter gestärkt werden, 
insbesondere mit Blick auf seine sichtbare Präsenz in der Region. Die ENP ist mit dem 
Ziel entwickelt worden, Instabilität an den EU-Außengrenzen zu vermeiden. Wie auch 
von der Europäischen Sicherheitsstrategie formuliert, soll dies durch das Hinarbeiten auf 
einen Ring verantwortungsvoll regierter Staaten erreicht werden. Brüssel sollte sich auf 
verantwortungsvolle Regierungsführung (good governance) konzentrieren und auf den 
weichen Ansatz stützen, Georgien dabei zu helfen, ein gut regierter und damit im Ver-
gleich zu einer engeren Integration mit der Russischen Föderation attraktiverer Staat für 
Südossetien und Abchasien zu werden. Immerhin besteht die von der Europäischen Si-
cherheitsstrategie identifizierte Hauptbedrohung des Staatsversagens nicht nur in einer 
mangelnden Kontrolle über das gesamte Territorium eines Landes, sondern u.a. auch in 
schwachen Institutionen. Überdies bildet in Georgien das Zusammenspiel der Sezessions-
konflikte, organisierter Kriminalität, schwacher Institutionen, mangelnder Rechtsstaat-
lichkeit und Korruption einen Teufelskreis – einen Teufelskreis, den die EU durch die 
Stärkung des georgischen Staates durchbrechen helfen kann, indem sie allgemein den 
Aufbau von Institutionen und ihrer Leistungsfähigkeit (institution- und capacity-building) 
sowie die Förderung verantwortungsvoller Regierungsführung (good governance) betreibt. 
Dies würde außerdem Saakaschwili zu einem gewissen Grad den Wind bei der Argumen-
tation aus den Segeln nehmen, dass die „eingefrorenen“ Konflikte für die nur langsamen 
Fortschritte im Reformprozess verantwortlich seien. Brüssel sollte Saakaschwili vermit-
teln, dass die Konflikte nicht das Haupthindernis für Fortschritte im Demokratisierungs-
prozess sind, dass ihre kurzfristige Lösung unmöglich ist, dass Provokationen und Druck 
das Risiko in sich bergen, sie zu heißen Kriegen zu eskalieren, dass eine sinnvolle langfris-
tige Strategie der Vertrauensbildung bedarf – einer Aufgabe, der sich die OSZE und die 
VN bereits verschrieben haben – und schließlich, dass ein demokratischerer, prosperie-
render georgischer Zentralstaat attraktiver für die abtrünnigen Regionen sein würde – 
etwas das Tiflis mit der Hilfe der EU erreichen kann. Nach der ESVP-Mission zur Rechts-
staatlichkeit von 2004/2005 sollte Brüssel insbesondere auf diesem Aspekt von verantwor-
tungsvoller Regierungsführung aufbauen. Immerhin stellt Rechtsstaatlichkeit „das Gravi-
tationszentrum staatlicher Konsolidierung, der Konfliktlösung und wirtschaftlicher Ent-
wicklung“133 dar. Die EU hat in dieser Hinsicht bereits einige wichtige Bezugspunkte in 
den ENP-Aktionsplan aufgenommen. Da governance auch ein Fokus der deutschen Rats-
präsidentschaft im ersten Halbjahr 2007 sein wird, könnte Berlin diesem weichen Ansatz 

 
 
133 Lynch 2004, a.a.O. (Anm. 18), S. 46. 

 



Europas neue Nachbarschaft an der Schwelle zum Krieg 35
 

Schwungkraft verleihen und an frühere Ratspräsidentschaften anknüpfen, die dem Süd-
kaukasus Priorität eingeräumt haben. 
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Abkürzungsverzeichnis 

BMZ Bundesministerium für Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 
BTC Baku-Tiflis-Ceyhan Ölpipeline 
BTE Baku-Tiflis-Erzurum Gaspipeline 
DG Relex Generaldirektorat für Außenbeziehungen der Europäischen Kommission 
ECHO Humanitäres Büro der Europäischen Kommission 
EIDMR Europäische Initiative für Demokratie und Menschenrechte 
ENP Europäische Nachbarschaftspolitik 
ENPI Europäisches Nachbarschafts- und Partnerschaftsinstrument 
EP Europäisches Parlament 
ESVP Europäische Sicherheits- und Verteidigungspolitik 
EU Europäische Union 
GASP Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik 
GTEP US Georgian Train and Equip Program 
GUS Gemeinschaft Unabhängiger Staaten 
HSFK Hessische Stiftung Friedens- und Konfliktforschung 
ICG International Crisis Group 
IFSH Institut für Friedensforschung und Sicherheitspolitik 
INOGATE Interstate Oil and Gas Transport to Europe 
JCC Gemeinsame Kontrollkommission 
JPKF Gemeinsame Friedenserhaltungstruppen 
KSZE Konferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa 
NATO North Atlantic Treaty Organization 
NRO Nichtregierungsorganisation(en) 
OSZE Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa 
PKA Partnerschafts- und Kooperationsabkommen 
PRIF Peace Research Institute Frankfurt 
RRM Rapider Reaktionsmechanismus 
SSOP US Sustainment and Stability Operations Program 
SSR Sozialistische Sowjetrepublik 
TACIS Technische Unterstützung für die Staaten der Gemeinschaft Unabhängiger 

Staaten 
TRACECA Transportkorridor Europa-Kaukasus-Asien 
UNHCR Hoher Flüchtlingskommissar der Vereinten Nationen 
UNOMIG United Nations Observer Mission to Georgia 
VN Vereinte Nationen 
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